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A Allgemeiner Teil zur Police (AT) 

 
 

1 Vertragsgrundlagen 

Dieser Allgemeine Bedingungsteil gilt für alle in Verbindung mit den Besonderen Versicherungsbedingungen 
abgeschlossenen jeweils rechtlich selbständigen Verträgen der Versicherungspolice. Soweit in den Versiche-
rungsbedingungen nichts Abweichendes vereinbart ist, gelten die gesetzlichen Vorschriften. 
 

2 Beginn des Versicherungsschutzes, Vertragsdauer 

2.1 Beginn des Versicherungsschutzes 
Der Versicherungsschutz beginnt vorbehaltlich der Regelung in 3 zu dem im Versicherungsschein angegebenen 
Zeitpunkt. 
2.2 Dauer und Ende des Vertrags 
Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein angegebene Zeit abgeschlossen. Bei einer Vertragsdauer von 
mindestens einem Jahr verlängert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht dem Vertragspartner spätes-
tens drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahrs eine Kündigung in Schriftform zugegangen 
ist. Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der Vertrag, ohne dass es einer Kündigung bedarf 
zum vorgesehenen Zeitpunkt. 
Der Vertrag kann bei einer Vertragslaufzeit von mehr als drei Jahren nach Versicherungsvertragsgesetz § 11 
Absatz 4 (VVG) gekündigt werden. 
 

3 Beitrag 

3.1 Beitrag und Versicherungssteuer 
Der in Rechnung gestellte Beitrag enthält die Versicherungssteuer, die der Versicherungsnehmer in der jeweils 
vom Gesetz bestimmten Höhe zu entrichten hat. 
3.2 Fälligkeit des ersten oder einmaligen Beitrags 
Der erste oder einmalige Beitrag wird, unabhängig von dem Bestehen eines Widerrufsrechts, sofort nach Zu-
gang des Versicherungsscheins fällig, jedoch nicht vor dem im Versicherungsschein angegebenen Versiche-
rungsbeginn. 
Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versicherungsbeginns vor Vertragsschluss, ist der erste oder einmalige Bei-
trag sofort nach Vertragsschluss zu zahlen. Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, gilt als erster 
Beitrag nur die erste Rate des ersten Jahresbeitrags. 
3.3 Folgen nicht rechtzeitiger Zahlung des ersten oder einmaligen Beitrags, zahlt der Versicherungsnehmer den 
ersten oder einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig, sondern zu einem späteren Zeitpunkt, beginnt der Versiche-
rungsschutz erst ab diesem Zeitpunkt. Solange der Beitrag nicht gezahlt ist, kann der Versicherer vom Vertrag 
zurücktreten. Dies gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu 
vertreten hat. 
3.4 Fälligkeit des Folgebeitrags 
Der Folgebeitrag wird am Monatsersten des vereinbarten Beitragszeitraums fällig. 
3.5 Folgen nicht rechtzeitiger Zahlung des Folgebeitrags 
Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der Versicherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug, es sei 
denn, dass er die verspätete Zahlung nicht zu vertreten hat. Der Versicherer kann dem Versicherungsnehmer 
auf dessen Kosten in Textform eine Zahlungsfrist bestimmten, die mindestens zwei Wochen betragen muss. 
Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug, besteht ab die-
sem Zeitpunkt bis zur Zahlung kein Versicherungsschutz und gleichzeitig kann der Versicherer ohne Einhaltung 
einer Frist kündigen, wenn er mit der Zahlungsaufforderung nach 3.5, Satz 2 darauf hingewiesen wurde. Hat der 
Versicherer gekündigt und zahlt der Versicherungsnehmer danach innerhalb eines Monats den angemahnten 
Betrag, besteht der Vertrag fort. Für Versicherungsfälle, die zwischen dem Zugang der Kündigung und der Zah-
lung eingetreten sind, besteht jedoch kein Versicherungsschutz. 
3.6 Teilzahlungen und Folgen bei verspäteter Zahlung 



        
 
 
 
 

Seite: 5 

Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, sind die noch ausstehenden Raten sofort fällig, wenn der 
Versicherungsnehmer mit der Zahlung einer Rate in Verzug ist. Ferner kann der  Versicherer für die Zukunft 
jährliche Beitragszahlung verlangen. 
3.7 Rechtzeitigkeit der Zahlung bei Lastschriftermächtigung 
Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto vereinbart, gilt die Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag 
zum Fälligkeitszeitpunkt eingezogen werden kann und der Versicherungsnehmer einer berechtigten Einziehung 
nicht widerspricht. 
Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versicherungsnehmers vom Versicherer nicht eingezogen 
werden, ist die Zahlung auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach einer in Textform abgegebenen 
Zahlungsaufforderung des Versicherers erfolgt. Hat der Versicherungsnehmer zu vertreten, dass der Beitrag 
nicht eingezogen werden kann, ist der Versicherer berechtigt, künftig Zahlung außerhalb des Lastschriftverfah-
rens zu verlangen. 
 

4 Änderung der Beitragsbemessungsgrundlagen 

Über die gesetzlichen und einzelvertraglichen Obliegenheiten hinaus hat der Versicherungsnehmer nach Auffor-
derung mitzuteilen, ob und welche Änderungen des versicherten Risikos gegenüber den zum Zweck der Bei-
tragsbemessung gemachten Angaben eingetreten sind. Die Angaben sind innerhalb eines Monats nach Zugang 
der Aufforderung zu machen und auf Wunsch des Versicherers nachzuweisen. 
 

5 Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten 

Verletzt der Versicherungsnehmer eine vertragliche Obliegenheit vorsätzlich oder grob fahrlässig, so kann der 
Versicherer nach Maßgabe der §§ 23 bis 28 und 82 VVG leistungsfrei zur Kündigung oder Beitragserhöhung 
berechtigt sein. 
Außer im Falle einer arglistigen Obliegenheitsverletzung ist der Versicherer jedoch zur Leistung verpflichtet, 
soweit die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls noch 
für die Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht des Versicherers ursächlich ist. 
 

6 Mehrfachversicherung und Überversicherung 

6.1 Mehrfachversicherung 
Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe Gefahr versichert (Mehrfachversicherung, §§ 77 ff. 
VVG), ist verpflichtet, dem Versicherer die andere Versicherung unverzüglich mitzuteilen. In der Mitteilung sind 
der andere Versicherer und die Versicherungssumme anzugeben. 
Ist die Mehrfachversicherung zustande gekommen, ohne dass der Versicherungsnehmer dies wusste, kann er 
binnen eines Monats, nachdem er von der Mehrfachversicherung Kenntnis erlangt hat, die Aufhebung des spä-
ter geschlossenen Vertrags oder eine Reduzierung der Versicherungssumme verlangen. Die Erklärung wird in 
dem Zeitpunkt wirksam, in dem sie dem Versicherer zugeht. 
Verletzt der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht, ist der Versicherer nach Maßgabe des § 28 VVG zur Kün-
digung berechtigt oder auch leistungsfrei. Eine Kündigung des Versicherers wird mit Zugang wirksam. 
6.2 Überversicherung 
Übersteigt die Versicherungssumme den Wert des versicherten Interesses erheblich, so kann sowohl der Versi-
cherer als auch der Versicherungsnehmer nach Maßgabe des § 74 VVG die Herabsetzung der Versicherungs-
summe und des Beitrags verlangen. 
Hat der Versicherungsnehmer die Überversicherung in der Absicht geschlossen, sich dadurch einen rechtswid-
rigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist der Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht des Beitrags bis zu dem 
Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begründenden Umständen Kenntnis erlangt. 

7 Wegfall des versicherten Interesses 

Der Versicherungsschutz für das versicherte Interesse endet zu dem Zeitpunkt, zu dem der Versicherer davon 
Kenntnis erhält, dass das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versicherung weggefallen ist. Dies gilt für 
einzelne Verträge der Police sinngemäß. Endet das Versicherungsverhältnis vor Ablauf der Versicherungsperio-
de oder wird es nach Beginn rückwirkend aufgehoben oder von Anfang an wegen arglistiger Täuschung nichtig, 
so steht dem Versicherer der Beitrag oder die Geschäftsgebühr nach Maßgabe der §§ 39 und 80 
VVG zu. 
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8 Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderungen 

Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklärungen sind in Textform abzugeben, sofern nicht aus-
drücklich etwas anderes bestimmt ist. Sie sollen an die Hauptverwaltung des Versicherers oder an die im Versi-
cherungsschein oder in dessen Nachträgen als zuständig bezeichnete Geschäftsstelle gerichtet werden. 
Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift oder seines Namens dem Versicherer nicht mitge-
teilt, findet § 13 VVG Anwendung. 
 

9 Anzuwendendes Recht und Gerichtsstand 

Auf die in dieser Police abgeschlossenen Verträge findet ausschließlich das Recht der Bundesrepublik Deutsch-
land Anwendung. Für Klagen aus dem Versicherungsverhältnis ist der Hauptsitz des Versicherers maßgeblich, 
soweit gesetzlich kein ausschließlicher Gerichtsstand vorgeschrieben oder in den Besonderen Teilen etwas 
Abweichendes vereinbart ist. 
 

10 Verjährung 

Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei Jahren. 
Die Verjährung beginnt mit dem Schluss des Jahres, in dem der Anspruch entstanden ist und der Gläubiger von 
den Anspruch begründenden Umständen und der Person des Schuldners Kenntnis erlangt oder ohne grobe 
Fahrlässigkeit erlangen müsste. Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Versicherer angemel-
det worden, zählt bei der Fristberechnung der Zeitraum zwischen Anmeldung und Zugang der in Textform 
mitgeteilten Entscheidung des Versicherers beim Anspruchsteller nicht mit. 
  



        
 
 
 
 

Seite: 7 

B Allgemeine Versicherungsbedingungen zu den Technischen Versicherungen 

 

1 Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers oder seines Vertreters 

Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragserklärung dem Versicherer alle ihm bekannten 
Gefahrumstände anzuzeigen, nach denen der Versicherer in Textform gefragt hat und die für dessen Entschluss 
erheblich sind, den Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt zu schließen. Der Versicherungsnehmer ist auch inso-
weit zur Anzeige verpflichtet, als nach seiner Vertragserklärung, aber vor Vertragsannahme der Versicherer 
Fragen in Textform im Sinne des Satzes 1 stellt. Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach 
Absatz 1, so kann der Versicherer nach Maßgabe der §§ 19 bis 21 VVG vom Vertrag zurücktreten, kündigen 
oder eine Vertragsanpassung  vornehmen.  Der  Versicherer  kann  nach  §  21,  Absatz  2,  VVG  auch leis-
tungsfrei sein. Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers geschlossen, so sind gemäß § 
20 VVG sowohl die Kenntnis und Arglist des Vertreters als auch die Kenntnis und Arglist des Versicherungs-
nehmers zu berücksichtigen. Das Recht des Versicherers, den Vertrag nach § 22 VVG wegen arglistiger Täu-
schung anzufechten, bleibt unberührt. 

2 Prämien; Versicherungsperiode 

Je  nach  Vereinbarung  werden  die  Prämien  entweder  durch  laufende  Zahlungen  monatlich, viertel-, 
halbjährlich, jährlich oder als Einmalprämie im Voraus gezahlt. Entsprechend der Vereinbarung über laufende 
Zahlungen umfasst die Versicherungsperiode einen Monat, ein Vierteljahr, ein halbes Jahr oder ein Jahr. Bei 
einer Einmalprämie ist die Versicherungsperiode die vereinbarte Vertragsdauer, jedoch höchstens ein Jahr. 
 

3 Gefahrerhöhung 

Nach   Abgabe   seiner  Vertragserklärung   darf   der   Versicherungsnehmer   ohne   vorherige Zustimmung 
des Versicherers keine Gefahrerhöhung vornehmen oder deren Vornahme durch einen Dritten gestatten. Der 
Versicherungsnehmer hat jede Gefahrerhöhung, die ihm bekannt wird, dem Versicherer unverzüglich 
anzuzeigen, und zwar auch dann, wenn sie ohne seinen Willen  eintritt. Im übrigen  gelten  die  §§  23  bis  27  
VVG.  Danach  kann  der  Versicherer  zur Kündigung berechtigt sein, eine Vertragsänderung vornehmen oder 
auch leistungsfrei sein. 
 

4 Versicherung für fremde Rechnung 

4.1 Rechte aus dem Vertrag 
Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungsvertrag im eigenen Namen für das Interesse 
eines Dritten (Versicherten) schließen. Die Ausübung der Rechte aus diesem Vertrag steht nur 
dem  Versicherungsnehmer  und  nicht  auch  dem  Versicherten  zu.  Das  gilt  auch,  wenn  der 
Versicherte den Versicherungsschein besitzt. 
4.2 Zahlung der Entschädigung 
Der  Versicherer  kann  vor  Zahlung  der  Entschädigung  an  den  Versicherungsnehmer  den 
Nachweis verlangen, dass der Versicherte seine Zustimmung dazu erteilt hat. Der Versicherte 
kann die Zahlung der Entschädigung nur mit Zustimmung des Versicherungsnehmers verlangen. 
4.3 Kenntnis und Verhalten 
Soweit die Kenntnis und das Verhalten des Versicherungsnehmers von rechtlicher Bedeutung 
sind, sind bei der Versicherung für fremde Rechnung auch die Kenntnis und das Verhalten des 
Versicherten zu berücksichtigen. Soweit der Vertrag Interessen des Versicherungsnehmers und 
des Versicherten umfasst, muss sich der Versicherungsnehmer für sein Interesse das Verhalten 
und  die  Kenntnis  des  Versicherten  nur  dann  zurechnen  lassen,  wenn  der  Versicherte 
Repräsentant des Versicherungsnehmers ist. Im übrigen gilt § 47 VVG. 
 

5 Übergang von Ersatzansprüchen 

5.1 Übergang von Ersatzansprüchen 
Steht  dem  Versicherungsnehmer  ein  Ersatzanspruch  gegen  einen  Dritten  zu,  geht  dieser 
Anspruch auf den Versicherer über, so weit der Versicherer den Schaden ersetzt. Der Übergang 
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kann nicht zum Nachteil des Versicherungsnehmers geltend gemacht werden. Richtet sich der 
Ersatzanspruch  des  Versicherungsnehmers  gegen  eine  Person,  mit  der  er  bei  Eintritt  des 
Schadens in häuslicher Gemeinschaft lebt, kann der Übergang nicht geltend gemacht werden, es 
sei denn, diese Person hat den Schaden vorsätzlich verursacht. 
5.2 Obliegenheiten zur Sicherung von Ersatzansprüchen 
Der Versicherungsnehmer hat seinen Ersatzanspruch oder ein zur Sicherung dieses Anspruchs 
dienendes Recht unter Beachtung der geltenden Form- und Fristvorschriften zu wahren und nach 
Übergang  des  Ersatzanspruchs  auf  den  Versicherer  bei  dessen  Durchsetzung  durch  den 
Versicherer soweiterforderlich mitzuwirken. Verletzt der Versicherungsnehmer diese 
Obliegenheit, so kann der Versicherer nach Maßgabe des § 86, Absatz 2, VVG leistungsfrei sein. 
 

6 Kündigung nach dem Versicherungsfall 

  
6.2 Kündigungsrecht 
Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalls kann jede der Vertragsparteien den Versicherungsvertrag kündigen. 
Die Kündigung ist in Schriftform zu erklären. Die Kündigung ist nur bis zum Ablauf eines Monats seit dem 
Abschluss der Verhandlungen über die Entschädigung zulässig. 
6.2 Kündigung durch Versicherungsnehmer 
Der Versicherungsnehmer ist berechtigt, das Versicherungsverhältnis mit sofortiger Wirkung oder 
zu jedem späteren Zeitpunkt bis zum Ablauf des Versicherungsjahres in Schriftform zu kündigen. 
6.3 Kündigung durch Versicherer 
Eine    Kündigung    des    Versicherers    wird    einen    Monat    nach    ihrem    Zugang    beim 
Versicherungsnehmer wirksam. 
 

7 Keine Leistungspflicht aus besonderen Gründen 

Der Versicherer ist von der Entschädigungspflicht frei, wenn der Versicherungsnehmer den Versicherer arglistig 
über Tatsachen, die für den Grund oder die Höhe der Entschädigung von Bedeutung sind, täuscht oder zu 
täuschen versucht. Ist die Täuschung oder der Täuschungsversuch durch rechtskräftiges Strafurteil gegen den 
Versicherungsnehmer wegen Betrugs oder Betrugsversuchs festgestellt, so gelten die Voraussetzungen des 
Satzes 1 als bewiesen. 
 

8 Vollmacht des Versicherungsvertreters 

8.1 Erklärungen des Versicherungsnehmers 
Der  Versicherungsvertreter  gilt  als  bevollmächtigt,  vom  Versicherungsnehmer  abgegebene 
Erklärungen entgegenzunehmen betreffend 
a)   den Abschluss bzw. den Widerruf eines Versicherungsvertrags, 
b)   ein bestehendes Versicherungsverhältnis einschließlich dessen Beendigung, 
c)    Anzeige-   und   Informationspflichten   vor   Abschluss   des   Vertrags   und   während   des 
Versicherungsverhältnisses. 
8.2 Erklärungen des Versicherers 
Der     Versicherungsvertreter     gilt     als     bevollmächtigt,     vom     Versicherer     ausgefertigte 
Versicherungsscheine oder deren Nachträge dem Versicherungsnehmer zu übermitteln. 
8.3 Zahlungen an den Versicherungsvertreter 
Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, Zahlungen, die der Versicherungsnehmer im 
Zusammenhang mit der Vermittlung oder dem Abschluss eines Versicherungsvertrags an ihn 
leistet, anzunehmen. Eine Beschränkung dieser Vollmacht muss der Versicherungsnehmer nur 
gegen sich gelten lassen, wenn er die Beschränkung bei der Vornahme der Zahlung kannte oder 
in Folge grober Fahrlässigkeit nicht kannte. 
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C Besondere Bedingungen für die Elektronikversicherung (ABEM 2012) 

 

1 Versicherte und nicht versicherte Sachen 

 Versichert sind die im Versicherungsvertrag bezeichneten elektrotechnischen und elektronischen Anlagen und 
Geräte, sobald sie betriebsfertig sind. Betriebsfertig ist eine Sache, sobald sie nach beendeter Erprobung und 
soweit vorgesehen nach beendetem Probebetrieb entweder zur Arbeitsaufnahme bereit ist oder sich in Betrieb 
befindet. Eine spätere Unterbrechung der Betriebsfertigkeit unterbricht den Versicherungsschutz nicht. Dies gilt 
auch während einer De- oder Remontage sowie während eines Transports der Sache innerhalb des 
Versicherungsortes. 
1.2 Nicht versicherte Sachen 
Nicht versichert sind 
a)   Wechseldatenträger; 
b)   Hilfs- und Betriebsstoffe, Verbrauchsmaterialien und Arbeitsmittel; 
c)    Werkzeuge aller Art; 
d)   sonstige Teile, die während der Lebensdauer der versicherten Sachen erfahrungsgemäß mehrfach 
ausgewechselt werden müssen  
 

2 Versicherte und nicht versicherte Gefahren und Schäden 

2.1 Versicherte Gefahren und Schäden 
Der Versicherer leistet Entschädigung für unvorhergesehen eintretende Beschädigungen oder 
Zerstörungen von versicherten Sachen (Sachschaden) und bei Abhandenkommen versicherter 
Sachen  durch  Diebstahl,  Einbruchdiebstahl,  Raub  oder  Plünderung.  Unvorhergesehen  sind 
Schäden,   die   der   Versicherungsnehmer   oder   seine   Repräsentanten   weder   rechtzeitig 
vorhergesehen  haben  noch  mit  dem  für  die  im  Betrieb  ausgeübte  Tätigkeit  erforderlichen 
Fachwissen hätten vorhersehen können, wobei nur grobe Fahrlässigkeit schadet und diese den 
Versicherer   dazu   berechtigt,   seine   Leistung   in   einem   der   Schwere   des   Verschuldens 
entsprechenden Verhältnis zu kürzen. 
Insbesondere wird Entschädigung geleistet für Sachschäden durch 
a)   Bedienungsfehler, Ungeschicklichkeit oder Vorsatz Dritter; 
b)   Konstruktions-, Material- oder Ausführungsfehler; 
c)    Kurzschluss, Überstrom oder Überspannung; 
d)   Brand, Blitzschlag, Explosion, Anprall oder Absturz eines Luftfahrzeugs, seiner Teile oder 
seiner Ladung sowie Schwelen, Glimmen, Sengen, Glühen oder Implosion; 
e)   Wasser, Feuchtigkeit; 
f)    Sturm, Frost, Eisgang, oder Überschwemmung. 
2.2 Elektronische Bauelemente 
Entschädigung  für  elektronische  Bauelemente  (Bauteile)  der  versicherten  Sache  wird  nur 
geleistet, wenn eine versicherte Gefahr nachweislich von außen auf eine Austauscheinheit (im 
Reparaturfall üblicherweise auszutauschende Einheit) oder auf die versicherte Sache insgesamt 
eingewirkt   hat.   Ist   dieser   Beweis   nicht   zu   erbringen,   so   genügt   die   überwiegende 
Wahrscheinlichkeit, dass der Schaden auf die Einwirkung einer versicherten Gefahr von außen 
zurückzuführen ist. Für Folgeschäden an weiteren Austauscheinheiten wird jedoch Entschädigung 
geleistet. 
2.3 Röhren und Zwischenbildträger 
Sofern   nicht   anders   vereinbart,   leistet   der   Versicherer   Entschädigung   für   Röhren   und 
Zwischenbildträger nur bei Schäden durch 
a)   Brand, Blitzschlag, Explosion, Anprall oder Absturz eines Luftfahrzeugs, seiner Teile oder 
seiner Ladung; 
b)   Einbruchdiebstahl, Raub oder Vandalismus; 
c)    Leitungswasser. 
4. bleibt unberührt. Begriffsbestimmungen sind 5. zu entnehmen. 
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2.4 Nicht versicherte Gefahren und Schäden 
Der  Versicherer  leistet  ohne  Rücksicht  auf  mitwirkende  Ursachen  keine  Entschädigung  für 
Schäden 
a)   durch Vorsatz des Versicherungsnehmers oder dessen Repräsentanten; 
b)   durch Krieg, kriegsähnliche Ereignisse, Bürgerkrieg, Revolution, Rebellion oder Aufstand; 
c)    durch Innere Unruhen, Terror; 
d)   durch Kernenergie, nukleare Strahlung oder radioaktive Substanzen; 
e)   durch Erdbeben; 
f)   durch Mängel, die bei Abschluss der Versicherung bereits vorhanden waren und dem Versicherungsnehmer 
oder seinen Repräsentanten bekannt sein mussten; wobei nur grobe Fahrlässigkeit schadet und diese den 
Versicherer dazu berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens entsprechenden Verhältnis 
zu kürzen; 
g)   durch betriebsbedingte normale oder betriebsbedingte vorzeitige Abnutzung oder Alterung; für 
Folgeschäden an weiteren Austauscheinheiten wird jedoch Entschädigung geleistet. 2. bleibt unberührt; 
h)   durch Einsatz einer Sache, deren Reparaturbedürftigkeit dem Versicherungsnehmer oder seinen 
Repräsentanten bekannt sein musste; wobei nur grobe Fahrlässigkeit schadet und diese den Versicherer dazu 
berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Der 
Versicherer leistet jedoch Entschädigung, wenn der Schaden nicht durch die Reparaturbedürftigkeit verursacht 
wurde oder wenn die Sache zur Zeit des Schadens mit Zustimmung des Versicherers wenigstens behelfsmäßig 
repariert war; 
i)     soweit für sie ein Dritter als Lieferant (Hersteller oder Händler), Werkunternehmer oder aus 
Reparaturauftrag einzutreten hat. Bestreitet der Dritte seine Eintrittspflicht, so leistet der Versicherer zunächst 
Entschädigung. Ergibt sich nach Zahlung der Entschädigung, dass ein Dritter für den Schaden eintreten muss 
und bestreitet der Dritte dies, so behält der Versicherungsnehmer zunächst die bereits gezahlte Entschädigung. 
§ 86 VVG - Übergang von Ersatzansprüchen - gilt für diese Fälle nicht. Der Versicherungsnehmer hat seinen 
Anspruch auf Kosten und nach den Weisungen des Versicherers außergerichtlich und erforderlichenfalls  
gerichtlich  geltend  zu  machen.  Die  Entschädigung  ist  zurückzuzahlen, wenn der Versicherungsnehmer 
einer Weisung des Versicherers nicht folgt oder soweit der Dritte dem Versicherungsnehmer Schadenersatz 
leistet. 
2.5 Gefahrendefinitionen 
Im Sinne dieser Bedingungen gilt: 
a) Raub 
Raub liegt vor, wenn gegen den Versicherungsnehmer Gewalt angewendet oder angedroht 
wird, um dessen Widerstand gegen die Wegnahme versicherter Sachen auszuschalten. Dem 
Versicherungsnehmer stehen geeignete Personen gleich, die vorübergehend die Obhut über 
die versicherten Sachen ausüben; 
b) Einbruchdiebstahl 
Einbruchdiebstahl im Sinne dieses Vertrags liegt vor, wenn jemand in einen Raum eines 
Gebäudes einbricht, einsteigt oder mittels 
aa) richtiger Schlüssel, die er durch Einbruchdiebstahl oder durch Raub an sich gebracht 
hatte; 
bb) falscher Schlüssel oder 
cc) anderer Werkzeuge eindringt; 
c) Brand, Blitzschlag, Explosion 
aa) Brand ist ein Feuer, das ohne einen bestimmungsgemäßen Herd entstanden ist oder ihn 
verlassen hat und das sich aus eigener Kraft auszubreiten vermag; 
bb) Blitzschlag ist der unmittelbare Übergang eines Blitzes auf Sachen; 
cc) Explosion ist eine auf dem Ausdehnungsbestreben von Gasen oder Dämpfen beruhende, 
plötzlich verlaufende Kraftäußerung; 
d) Leitungswasser 
Leitungswasser  ist  Wasser,  das  aus  den  Zu-  und  Ableitungsrohren,  den  sonstigen 
Einrichtungen  der  Wasserversorgung  oder  der  Warmwasserheizungs-,  Dampfheizungs-, 
Klima-,  Wärmepumpen-,  oder  Solarheizungsanlagen  bestimmungswidrig  ausgetreten  ist. 
Sole, Öle,  Kühl-  und  Kältemittel aus  Klima-, Wärmepumpen- oder Solarheizungsanlagen 
sowie Wasserdampf stehen Leitungswasser gleich. 
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3 Versicherte Interessen 

3.1 Versichert ist das Interesse des Versicherungsnehmers. 
Ist der  Versicherungsnehmer  nicht  Eigentümer,  so  ist  auch  das  Interesse  des  Eigentümers 
versichert. Die Bestimmungen zu versicherten Schäden und Gefahren bleiben unberührt. 
3.2 Bei Sicherungsübereignung gilt dies auch dann, wenn der Versicherungsnehmer das Eigentum 
nach Abschluss der Versicherung überträgt. Im Falle der Veräußerung ist der Erwerber berechtigt, 
das Versicherungsverhältnis mit sofortiger Wirkung oder zu jedem späteren Zeitpunkt bis zum 
Ablauf der  laufenden  Versicherungsperiode  in  Textform  zu  kündigen.  Im  Übrigen  gelten  die 
gesetzlichen Regelungen gemäß §§ 95 ff. VVG zur Veräußerung der versicherten Sache. 
3.3          Hat der Versicherungsnehmer die Sache unter Eigentumsvorbehalt verkauft, so ist auch das Interesse 
des Käufers versichert. Der Versicherer leistet jedoch keine Entschädigung für Schäden, für die der 
Versicherungsnehmer als Lieferant (Hersteller oder Händler) gegenüber dem Käufer einzutreten hat oder ohne 
auf den Einzelfall bezogene Sonderabreden einzutreten hätte. 
3.4 Hat  der  Versicherungsnehmer  die  Sache  einem  Dritten  als  Mieter,  Pächter,  Entleiher  oder 
Verwahrer übergeben, so ist auch das Interesse dieses Dritten versichert. 
3.5 Hat der Versicherungsnehmer die versicherte Sache, die er in seinem Betrieb verwendet oder 
Dritten  überlässt  (4.),  selbst  hergestellt,  so  leistet  der  Versicherer  keine  Entschädigung  für 
Schäden, für die bei Fremdbezug üblicherweise der Lieferant (Hersteller oder Händler) einzutreten 
hätte. 
3.6 Im Übrigen gelten die Bestimmungen zur Versicherung für fremde Rechnung. 
 

4 Versicherungsort 

Versicherungsschutz besteht nur innerhalb des Versicherungsortes. Versicherungsort sind die im 
Versicherungsvertrag bezeichneten Betriebsgrundstücke. 
 

5 Versicherungswert; Versicherungssumme; Unterversicherung 

5.1 Versicherungswert 
Versicherungswert ist der Neuwert. 
a) Neuwert ist der jeweils gültige Listenpreis der versicherten Sache im Neuzustand zuzüglich 
der Bezugskosten (z. B. Kosten für Verpackung, Fracht, Zölle, Montage). 
b) Wird die versicherte Sache nicht mehr in Preislisten geführt, so ist der letzte Listenpreis der 
Sache   im   Neuzustand   zuzüglich   der   Bezugskosten   maßgebend;   dieser   Betrag   ist 
entsprechend der Preisentwicklung für vergleichbare Sachen zu vermindern oder zu erhöhen. 
Hatte die versicherte Sache keinen  Listenpreis, so  tritt an dessen Stelle der Kauf- oder 
Lieferpreis  der  Sache  im  Neuzustand  zuzüglich  der  Bezugskosten;  dieser  Betrag  ist 
entsprechend der Preisentwicklung für vergleichbare Sachen zu vermindern oder zu erhöhen. 
Kann weder ein Listenpreis noch ein Kauf- oder Lieferpreis ermittelt werden, so ist die Summe 
der  Kosten  maßgebend, die  jeweils  notwendig  war,  um  die  Sache  in  der  vorliegenden 
gleichen   Art   und   Güte   (z.   B.   Konstruktion,   Abmessung,   Leistung)   zuzüglich   der 
Handelsspanne und der Bezugskosten wiederherzustellen. Dieser Betrag ist entsprechend 
der  Preisentwicklung  zu  vermindern  oder  zu  erhöhen. Rabatte und Preiszugeständnisse 
bleiben für den Versicherungswert unberücksichtigt. 
c) Ist der Versicherungsnehmer zum Vorsteuerabzug nicht berechtigt, so ist die Umsatzsteuer 
einzubeziehen. 
5.2 Versicherungssumme 
Die im Versicherungsvertrag für jede versicherte Sache genannte Versicherungssumme soll dem 
Versicherungswert entsprechen. Der Versicherungsnehmer soll die Versicherungssumme für die 
versicherte  Sache  während  der  Dauer  des  Versicherungsverhältnisses  dem  jeweils  gültigen 
Versicherungswert anpassen. Dies gilt auch, wenn werterhöhende Änderungen vorgenommen 
werden. 
5.3 Unterversicherung 
Ist  die  Versicherungssumme  niedriger  als  der  Versicherungswert  zur  Zeit  des  Eintritts  des 
Versicherungsfalls, so besteht Unterversicherung. 
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6 Versicherte und nicht versicherte Kosten 

6.1 Aufwendungen zur Abwendung und Minderung des Schadens 
a) Versichert sind Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versicherungsnehmer bei Eintritt des 
Versicherungsfalls den Umständen nach zur Abwendung und Minderung des Schadens für 
geboten halten durfte oder die er auf Weisung des Versicherers macht. 
b) Der Ersatz dieser Aufwendungen und die Entschädigung für versicherte Sachen betragen 
zusammen  höchstens  die  Versicherungssumme  je  vereinbarter Position; dies gilt jedoch 
nicht, soweit Aufwendungen auf Weisung des Versicherers entstanden sind. 
c) Nicht versichert sind Aufwendungen für Leistungen der Feuerwehr oder anderer Institutionen, 
die im öffentlichen Interesse zur Hilfeleistung verpflichtet sind, wenn diese Leistungen im 
öffentlichen Interesse erbracht werden. 
d) Der Versicherer hat den  für die  Aufwendungen erforderlichen Betrag auf Verlangen des 
Versicherungsnehmers vorzuschießen. 
6.2 Kosten für die Wiederherstellung von Daten 
a) Versichert sind Kosten für die Wiederherstellung von Daten des Betriebssystems, welche für 
die   Grundfunktion  der   versicherten   Sache   notwendig   sind,   sofern   der   Verlust,   die 
Veränderung  oder  die  Nichtverfügbarkeit  der  Daten  infolge  eines  dem  Grunde  nach 
versicherten Schadens an dem Datenträger eingetreten ist, auf dem diese Daten gespeichert 
waren. 
b) Sofern vereinbart, sind andere Daten versichert. 
c) Der Ersatz dieser Aufwendungen und die Entschädigung für versicherte Sachen betragen 
zusammen höchstens die Versicherungssumme je vereinbarter Position. 
6.3 Zusätzliche Kosten 
Sofern vereinbart, sind über die Wiederherstellungskosten hinaus die nachfolgend genannten 
Kosten  bis zur Höhe  der jeweils hierfür vereinbarten Versicherungssumme auf erstes Risiko 
versichert. Die jeweils vereinbarte Versicherungssumme vermindert sich nicht dadurch, dass eine 
Entschädigung geleistet wird. 
a) Aufräumungs-, Dekontaminations- und Entsorgungskosten 
aa) Dies  sind  Kosten,  die  der  Versicherungsnehmer  infolge  eines  dem  Grunde  nach 

versicherten Schadens aufwenden muss, um versicherte und nicht versicherte Sachen, 
deren Teile oder Reste, die sich innerhalb des Versicherungsortes befinden 

 aufzuräumen und nötigenfalls zu dekontaminieren; 
zu  vernichten  oder  in  die  nächstgelegene  geeignete  Abfallentsorgungsanlage  zu 
transportieren und dort zu beseitigen. 

bb) Nicht versichert sind jedoch Kosten für die Dekontamination und Entsorgung von Erdreich 
oder Gewässern, Kosten für die Beseitigung von Beeinträchtigungen des Grundwassers 
oder  der  Natur  sowie  von  Emissionen  in  der  Luft.  Nicht  versichert  sind  ferner 
Aufwendungen des Versicherungsnehmers aufgrund der Einliefererhaftung. 

cc) Entschädigung wird nicht geleistet, soweit der Versicherungsnehmer aus einem anderen 
Versicherungsvertrag Ersatz beanspruchen kann. 

b) Dekontaminations- und Entsorgungskosten für Erdreich 
aa) Dies sind Kosten, die der Versicherungsnehmer infolge einer Kontamination durch einen 

dem Grunde nach versicherten Schaden aufgrund behördlicher Anordnungen aufwenden 
muss, um 
Erdreich des Versicherungsortes zu untersuchen und nötigenfalls zu dekontaminieren 
oder auszutauschen; 

 den Aushub zu vernichten oder in die nächstgelegene geeignete Abfallentsorgungsanlage zu 
transportieren und dort abzulagern; 

 insoweit den Zustand des Versicherungsortes vor Eintritt des Schadens wiederherzustellen. 
bb) Die Aufwendungen gemäß aa) sind nur versichert, sofern die behördlichen Anordnungen 
 aufgrund  von  Gesetzen  oder  Verordnungen  ergangen  sind,  die  vor  Eintritt  des 

Schadens erlassen wurden; 
 eine Kontamination betreffen, die nachweislich infolge dieses Schadens entstanden ist; 
 innerhalb  von  neun  Monaten  seit  Eintritt des  Schadens  ergangen  sind  und  dem 
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Versicherer ohne Rücksicht auf Rechtsmittelfristen innerhalb von drei Monaten seit 
Kenntniserhalt gemeldet wurden. 

cc) Wird durch den Schaden eine bereits bestehende Kontamination des Erdreichs erhöht, so 
sind nur die Aufwendungen versichert, die den für eine Beseitigung der bestehenden 
Kontamination erforderlichen Betrag übersteigen, und zwar ohne Rücksicht darauf, ob 
und wann dieser Betrag ohne den Schaden aufgewendet worden wäre. Die hiernach zu 
ersetzenden Kosten werden nötigenfalls durch Sachverständige festgestellt. 

dd) Aufwendungen aufgrund sonstiger behördlicher Anordnungen oder aufgrund sonstiger 
Verpflichtungen  des  Versicherungsnehmers  einschließlich  der  Einliefererhaftung  sind 
nicht versichert. 

ee) Entschädigung wird nicht geleistet, soweit der Versicherungsnehmer aus einem anderen 
Versicherungsvertrag Ersatz beanspruchen kann. 

c) Bewegungs- und Schutzkosten 
Dies sind Kosten, die der Versicherungsnehmer infolge eines dem Grund nach versicherten 
Schadens aufwenden muss, wenn zum Zwecke der Wiederherstellung oder 
Wiederbeschaffung der versicherten Sache andere Sachen bewegt, verändert oder geschützt 
werden  müssen,  insbesondere  Aufwendungen  für  De-  und  Remontage, für  Durchbruch, 
Abriss oder Wiederaufbau von Gebäudeteilen oder für das Erweitern von Öffnungen. 
d) Luftfrachtkosten 
Dies sind Mehrkosten für Luftfracht, die der Versicherungsnehmer infolge eines dem Grunde 
nach versicherten Schadens zum Zwecke der Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung der 
versicherten Sache aufwendet. 
e) Bergungskosten 
Dies sind Kosten, die der Versicherungsnehmer infolge eines dem Grunde nach versicherten 
Schadens  aufwenden  muss,  um  versicherte  Sachen,  deren  Teile  oder  Reste,  die  sich 
innerhalb des Versicherungsortes befinden zu bergen. 
f) Kosten für Erd-, Pflaster-, Maurer- und Stemmarbeiten, Gerüstgestellung 
Dies sind Kosten, die der Versicherungsnehmer infolge eines dem Grunde nach versicherten 
Schadens aufwenden muss. 
 
  

7 Umfang der Entschädigung 

7.1 Wiederherstellungskosten 
Im Schadenfall wird zwischen Teilschaden und Totalschaden unterschieden. Ein Teilschaden liegt vor, wenn die 
Wiederherstellungskosten zuzüglich des Wertes des Altmaterials nicht höher sind als der Neuwert der 
versicherten Sache. Sind die Wiederherstellungskosten höher, so liegt ein Totalschaden vor. Der Zeitwert ergibt 
sich aus dem Neuwert durch einen Abzug insbesondere für Alter, Abnutzung und technischen Zustand. 
Versicherte Sachen, die in verschiedenen Positionen bezeichnet sind, gelten auch dann nicht als einheitliche 
Sache, wenn sie wirtschaftlich zusammen gehören. Werden versicherte Sachen in einer Sammelposition 
aufgeführt, so gelten sie nicht als einheitliche Sache, sofern diese eigenständig verwendet werden können. 
7.2 Teilschaden 
Entschädigt  werden  alle  für  die  Wiederherstellung  des  früheren,  betriebsfertigen  Zustands 
notwendigen Aufwendungen abzüglich des Wertes des Altmaterials. 
a)   Aufwendungen zur Wiederherstellung sind insbesondere 
aa) Kosten für Ersatzteile und Reparaturstoffe; 
bb) Lohnkosten und  lohnabhängige  Kosten, auch  übertarifliche Lohnanteile und Zulagen, 
ferner  Mehrkosten  durch  tarifliche  Zuschläge  für  Überstunden  sowie  für  Sonntags-, 
Feiertags- und Nachtarbeiten; 
cc) De- und Remontagekosten; 
dd) Transportkosten einschließlich Mehrkosten für Expressfrachten; 
ee) Kosten für die Wiederherstellung des Betriebssystems, welches für die Grundfunktion der 
versicherten Sache notwendig ist; 
ff)  Kosten für das Aufräumen und das Dekontaminieren der versicherten Sache oder deren 
Teile sowie  Kosten für das Vernichten von  Teilen der Sache, ferner Kosten für den 
Abtransport von Teilen in die nächstgelegene geeignete Abfallentsorgungsanlage, jedoch 
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nicht Kosten aufgrund der Einliefererhaftung. 
b)   Ein   Abzug   von   den   Wiederherstellungskosten   in   Höhe   der   Wertverbesserung   wird 
vorgenommen  an  Hilfs-  und  Betriebsstoffen,  Verbrauchsmaterialien  und  Arbeitsmitteln, 
Werkzeugen aller Art sowie sonstigen Teilen, die während der Lebensdauer der versicherten 
Sache erfahrungsgemäß mehrfach ausgewechselt werden müssen, soweit diese Teile zur 
Wiederherstellung der versicherten Sache zerstört oder beschädigt werden. 
c)    Der Versicherer leistet keine Entschädigung für 
aa) Kosten einer Überholung oder sonstiger Maßnahmen, die auch unabhängig von dem 
Versicherungsfall notwendig gewesen wären; 
bb) Mehrkosten durch Änderungen oder Verbesserungen, die über die Wiederherstellung 
hinausgehen; 
cc) Kosten einer Wiederherstellung in eigener Regie, soweit die Kosten nicht auch durch 
Arbeiten in fremder Regie entstanden wären; 
dd) entgangener Gewinn infolge von Arbeiten in eigener Regie; 
ee) Mehrkosten durch behelfsmäßige oder vorläufige Wiederherstellung; 
ff)  Kosten für Arbeiten, die zwar für die Wiederherstellung erforderlich sind, aber nicht an der 
versicherten Sache selbst ausgeführt werden; 
gg) Vermögensschäden. 
7.3 Totalschaden 
Entschädigt wird der Neuwert abzüglich des Wertes des Altmaterials. 
7.4 Entschädigungsbegrenzung auf den Zeitwert 
Abweichend von 2. und 3. ist die Entschädigungsleistung auf den Zeitwert unmittelbar vor Eintritt 
des Versicherungsfalls begrenzt, wenn 
a) die Wiederherstellung (Teilschaden) oder Wiederbeschaffung (Totalschaden) unterbleibt oder 
b) für die versicherte Sache serienmäßig hergestellte Ersatzteile nicht mehr zu beziehen sind. 
Der Versicherungsnehmer erwirbt einen Anspruch auf den Teil der Entschädigung, der den 
Zeitwert übersteigt, nur, soweit und sobald er innerhalb von zwei Jahren nach Eintritt des 
Versicherungsfalls sichergestellt hat, dass er die Entschädigung zur Wiederherstellung der 
beschädigten oder Wiederbeschaffung der zerstörten oder abhanden gekommenen Sachen 
verwenden wird. 
7.5 Zusätzliche Kosten 
Zusätzliche Kosten, die infolge eines ersatzpflichtigen Schadens über die 
Wiederherstellungskosten  hinaus  aufgewendet  werden  müssen,  ersetzt  der  Versicherer  im 
Rahmen der hierfür vereinbarten Versicherungssummen. 
7.6 Grenze der Entschädigung 
Grenze der Entschädigung ist der auf die betroffene Sache entfallende Teil der Versicherungssumme. 
7.7 Entschädigungsberechnung bei Unterversicherung 
Wenn Unterversicherung vorliegt, wird nur der Teil des nach 1. bis 6. ermittelten Betrags ersetzt, 
der sich zu dem ganzen Betrag verhält, wie die Versicherungssumme zu dem Versicherungswert. 
Dies gilt nicht für Versicherungssummen auf Erstes Risiko. 
7.8 Entschädigungsberechnung bei grober Fahrlässigkeit 
Haben  der  Versicherungsnehmer  oder  seine  Repräsentanten  den  Schaden  grob  fahrlässig 
herbeigeführt, wird die Entschädigung in einem der Schwere des Verschuldens entsprechenden 
Verhältnis gekürzt. 
7.9 Selbstbehalt 
Der nach 1. bis 8. ermittelte Betrag wird je Versicherungsfall um den vereinbarten Selbstbehalt 
gekürzt.  Entstehen  mehrere  Schäden,  so  wird  der  Selbstbehalt  jeweils  einzeln  abgezogen. 
Entstehen  die  mehreren  Schäden  jedoch  an  derselben  Sache  und  besteht  außerdem  ein 
Ursachenzusammenhang  zwischen  diesen  Schäden,  so  wird  der  Selbstbehalt  nur  einmal 
abgezogen. 
 

8 Zahlung und Verzinsung der Entschädigung 

8.1 Fälligkeit der Entschädigung 
a) Die Entschädigung wird fällig, wenn die Feststellungen des Versicherers zum Grunde und zur 
Höhe des Anspruchs abgeschlossen sind. Der Versicherungsnehmer kann einen Monat nach 



        
 
 
 
 

Seite: 15 

Meldung des Schadens den Betrag als Abschlagszahlung beanspruchen, der nach Lage der 
Sache mindestens zu zahlen ist. 
b) Der über den Zeitwertschaden hinausgehende Teil der Entschädigung wird fällig, nachdem 
der Versicherungsnehmer gegenüber dem Versicherer den Nachweis geführt hat, dass er die 
Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung sichergestellt hat. 
8.2 Rückzahlung des Neuwert- oder Zeitwertanteils 
Der  Versicherungsnehmer  ist  zur  Rückzahlung  der  vom  Versicherer  nach  1  b)  geleisteten 
Entschädigung verpflichtet, wenn die Sache infolge eines Verschuldens des 
Versicherungsnehmers   nicht   innerhalb   einer   angemessenen   Frist   wiederhergestellt   oder 
wiederbeschafft worden ist. 
8.3 Verzinsung 
Für  die  Verzinsung  gilt,  soweit  nicht  aus  einem  anderen  Rechtsgrund  eine  weitergehende 
Zinspflicht besteht: 
a) die Entschädigung ist - soweit sie nicht innerhalb eines Monats nach Meldung des Schadens 
geleistet wird - ab Fälligkeit zu verzinsen; 
b) der über den Zeitwertschaden hinausgehende Teil der Entschädigung ist ab dem Zeitpunkt 
zu verzinsen, in dem der Versicherungsnehmer die Sicherstellung der Wiederherstellung oder 
Wiederbeschaffung versicherter Sachen gegenüber dem Versicherer nachgewiesen hat; 
c) der Zinssatz beträgt 4 Prozent p. a.; 
d) die Zinsen werden zusammen mit der Entschädigung fällig. 
8.4 Hemmung 
Bei der Berechnung der Fristen gemäß 1., 3 a) und 3 b) ist der Zeitraum nicht zu berücksichtigen, 
in dem infolge Verschuldens des Versicherungsnehmers die Entschädigung nicht ermittelt oder 
nicht gezahlt werden kann. 
8.5 Aufschiebung der Zahlung 
Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben, solange 
a) Zweifel an der Empfangsberechtigung des Versicherungsnehmers bestehen; 
b) ein  behördliches oder strafgerichtliches Verfahren gegen den Versicherungsnehmer oder 
seinen Repräsentanten aus Anlass dieses Versicherungsfalls noch läuft. 
8.6 Abtretung des Entschädigungsanspruchs 
Der Entschädigungsanspruch kann vor Fälligkeit nur mit Zustimmung des Versicherers abgetreten 
werden. Die Zustimmung muss erteilt werden, wenn der Versicherungsnehmer sie aus wichtigem 
Grund verlangt. 
 

9 Sachverständigenverfahren 

9.1 Feststellung der Schadenhöhe 
Der Versicherungsnehmer kann nach Eintritt des Versicherungsfalls verlangen, dass der Schaden 
in  einem Sachverständigenverfahren festgestellt wird. Ein solches Sachverständigenverfahren 
können Versicherer und Versicherungsnehmer auch gemeinsam vereinbaren. 
9.2 Weitere Feststellungen 
Das  Sachverständigenverfahren  kann  durch  Vereinbarung  auf  weitere  Feststellungen  zum 
Versicherungsfall ausgedehnt werden. 
9.3 Verfahren vor Feststellung 
Für das Sachverständigenverfahren gilt: 
a) Jede Partei hat in Textform einen Sachverständigen zu benennen. Eine Partei, die ihren 
Sachverständigen  benannt  hat,  kann  die  andere  unter  Angabe  des  von  ihr  genannten 
Sach-verständigen in Textform auffordern, den zweiten Sachverständigen zu benennen. Wird 
der zweite Sachverständige nicht innerhalb von zwei Wochen nach Zugang der Aufforderung 
benannt, so  kann  ihn  die  auffordernde Partei durch  das für den Schadenort zuständige 
Amtsgericht   ernennen   lassen.   In   der   Aufforderung   durch   den   Versicherer   ist   der 
Versicherungsnehmer auf diese Folge hinzuweisen. 
b) Der Versicherer darf als Sachverständigen keine Person benennen, die Mitbewerber des 
Versicherungsnehmers ist oder mit ihm in dauernder Geschäftsverbindung steht; ferner keine 
Person, die bei Mitbewerbern oder Geschäftspartnern angestellt ist oder mit ihnen in einem 
ähnlichen Verhältnis steht. 
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c) Beide Sachverständige benennen in Textform vor Beginn ihrer Feststellungen einen dritten 
Sachverständigen als Obmann. Die Regelung unter b) gilt entsprechend für die Benennung 
eines Obmanns durch die Sachverständigen. Einigen sich die Sachverständigen nicht, so 
wird  der  Obmann  auf  Antrag  einer  Partei  durch  das  für  den  Schadenort  zuständige 
Amtsgericht ernannt. 
9.4 Feststellung 
Die Feststellungen der Sachverständigen müssen enthalten: 
a) die ermittelten oder vermuteten Ursachen und den Zeitpunkt, von dem an der Sachschaden 
für  den  Versicherungsnehmer  nach  den  anerkannten  Regeln  der  Technik  frühestens 
erkennbar war; 
b) den Umfang der Beschädigung und der Zerstörung; insbesondere 
aa) ein Verzeichnis der abhanden gekommenen, zerstörten und beschädigten versicherten 
Sachen mit deren Werten unmittelbar vor dem Schaden sowie deren Neuwerten zur Zeit 
des Schadens; 
bb) die für die Wiederbeschaffung oder Wiederherstellung in den Zustand vor Schadeneintritt 
erforderlichen Kosten; 
cc) die Restwerte der vom Schaden betroffenen Sachen; 
c) die nach dem Versicherungsvertrag versicherten Kosten. 
9.5 Verfahren nach Feststellung 
Der Sachverständige übermittelt seine Feststellungen beiden Parteien gleichzeitig. Weichen die 
Feststellungen   der   Sachverständigen   voneinander   ab,   so   übergibt   der   Versicherer   sie 
unverzüglich dem Obmann. Dieser entscheidet über die streitig gebliebenen Punkte innerhalb der 
durch  die  Feststellungen  der  Sachverständigen  gezogenen  Grenzen  und  übermittelt  seine 
Entscheidung beiden Parteien gleichzeitig. Die Feststellungen der Sachverständigen oder des 
Obmanns sind  für die  Vertragsparteien verbindlich, wenn nicht nachgewiesen wird, dass sie 
offenbar  von  der  wirklichen  Sachlage  erheblich  abweichen.  Aufgrund  dieser  verbindlichen 
Feststellungen   berechnet   der   Versicherer   die   Entschädigung.   Im   Falle unverbindlicher 
Feststellungen  erfolgen  diese  durch  gerichtliche  Entscheidung.  Dies  gilt  auch,  wenn  die 
Sachverständigen die Feststellung nicht treffen können oder wollen oder sie verzögern. 
9.6 Kosten 
Sofern nicht etwas anderes vereinbart ist, trägt jede Partei die Kosten ihres Sachverständigen. Die 
Kosten des Obmanns tragen beide Parteien je zur Hälfte. 
9.7 Obliegenheiten 
Durch das Sachverständigenverfahren werden die Obliegenheiten des Versicherungsnehmers 
nicht berührt. 
 

10 Wiederherbeigeschaffte Sachen 

10.1 Anzeigepflicht 
Wird der Verbleib abhanden gekommener Sachen ermittelt, so hat der Versicherungsnehmer dies nach 
Kenntniserlangung dem Versicherer unverzüglich in Textform anzuzeigen. 
10.2 Wiedererhalt vor Zahlung der Entschädigung 
Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer abhanden gekommenen Sache zurückerlangt, 
bevor die volle Entschädigung für diese Sache gezahlt worden ist, so behält er den Anspruch auf 
die Entschädigung, falls er die Sache innerhalb von zwei Wochen dem Versicherer zur Verfügung 
stellt. Andernfalls ist eine für diese Sache gewährte Zahlung zurückzugeben. 
10.3 Wiedererhalt nach Zahlung der Entschädigung 
a)   Hat   der   Versicherungsnehmer   den   Besitz   einer   abhanden   gekommenen   Sache 
zurückerlangt,  nachdem   für   diese   Sache   eine   Entschädigung   in   voller   Höhe   ihres 
Versicherungswertes gezahlt worden ist, so hat der Versicherungsnehmer die Entschädigung 
zurückzuzahlen   oder   die   Sache   dem   Versicherer   zur   Verfügung   zu   stellen.   Der 
Versicherungsnehmer hat dieses Wahlrecht innerhalb von zwei Wochen nach Empfang einer 
schriftlichen Aufforderung des Versicherers auszuüben; nach fruchtlosem Ablauf dieser Frist 
geht das Wahlrecht auf den Versicherer über. 
b)   Hat   der   Versicherungsnehmer   den   Besitz   einer   abhanden   gekommenen   Sache 
zurückerlangt,  nachdem  für  diese  Sache  eine  Entschädigung  gezahlt  worden  ist,  die 
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bedingungsgemäß geringer als der Versicherungswert ist, so kann der Versicherungsnehmer 
die Sache behalten und muss sodann die Entschädigung zurückzahlen. Erklärt er sich hierzu 
innerhalb von zwei Wochen nach Empfang einer schriftlichen Aufforderung des Versicherers 
nicht  bereit,  so  hat  der  Versicherungsnehmer  die  Sache  im  Einvernehmen  mit  dem 
Versicherer  öffentlich  meistbietend  verkaufen  zu  lassen.  Von  dem  Erlös  abzüglich  der 
Verkaufskosten  erhält  der  Versicherer  den  Anteil,  welcher   der   von   ihm   geleisteten 
bedingungsgemäßen Entschädigung entspricht. 
10.4 Beschädigte Sachen 
Sind  wiederbeschaffte  Sachen  beschädigt  worden,  so  kann  der  Versicherungsnehmer  die 
bedingungsgemäße Entschädigung in Höhe der Wiederherstellungskosten auch dann verlangen 
oder behalten, wenn die Sachen in den Fällen von 2. oder 3. bei ihm verbleiben. 
10.5 Gleichstellung 
Dem Besitz einer zurückerlangten Sache steht es gleich, wenn der Versicherungsnehmer die 
Möglichkeit hat, sich den Besitz wieder zu verschaffen. 
10.6 Übertragung der Rechte 
Hat der Versicherungsnehmer dem Versicherer zurückerlangte Sachen zur Verfügung zu stellen, 
so hat er dem Versicherer den Besitz, das Eigentum und alle sonstigen Rechte zu übertragen, die 
ihm mit Bezug auf diese Sachen zustehen. 
 

11 Wechsel der versicherten Sachen 

Erhält der Versicherungsnehmer anstelle der im Versicherungsvertrag bezeichneten Sache eine andere, jedoch 
technisch vergleichbare Sache, so besteht nach entsprechender Anzeige des Versicherungsnehmers hierfür 
vorläufige Deckung. 
Die vorläufige Deckung endet 
a)   mit dem Abschluss des neuen Versicherungsvertrags oder 
b)   mit   Beginn   eines   weiteren   Vertrages   über   vorläufige   Deckung   mit   gleichartigem 
Versicherungsschutz oder 
c)    mit der Beendigung der Vertragsverhandlungen, spätestens jedoch nach drei Monaten. 
 

12 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers 

12.1 Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalls 
a)   Der Versicherungsnehmer hat vor Eintritt des Versicherungsfalls alle vertraglich vereinbarten 
Obliegenheiten einzuhalten. 
b)   Verletzt der Versicherungsnehmer eine der genannten Obliegenheiten, so ist der Versicherer nach Maßgabe 
des § 28 VVG zur Kündigung berechtigt oder auch leistungsfrei. Eine Kündigung des Versicherers wird mit 
Zugang wirksam. 
 
12.1 Obliegenheiten bei und nach Eintritt des Versicherungsfalls 
a) Der Versicherungsnehmer hat bei Eintritt des Versicherungsfalls 
aa) nach Möglichkeit für die Abwendung und Minderung des Schadens zu sorgen; 
bb) dem Versicherer  den  Schadeneintritt,  nachdem  er  von  ihm  Kenntnis  erlangt  hat, 
unverzüglich - ggf. auch mündlich oder telefonisch - anzuzeigen; 
cc) Weisungen des Versicherers zur Schadenabwendung/-minderung - gegebenenfalls auch 
mündlich oder telefonisch - einzuholen, wenn die Umstände dies gestatten; 
dd) Weisungen   des   Versicherers   zur   Schadenabwendung/-minderung,   soweit   für   ihn 
zumutbar,  zu  befolgen.  Erteilen  mehrere  an  dem   Versicherungsvertrag   beteiligte 
Versicherer unterschiedliche Weisungen, hat der Versicherungsnehmer nach 
pflichtgemäßem Ermessen zu handeln; 
ee) Schäden  durch  strafbare  Handlungen  gegen  das  Eigentum  unverzüglich  der  Polizei 
anzuzeigen; 
ff)  dem   Versicherer   und   der   Polizei   unverzüglich   ein   Verzeichnis   der   abhanden 
gekommenen Sachen einzureichen; 
gg) das  Schadenbild  so  lange  unverändert  zu  lassen,  bis  die  Schadenstelle  oder  die 
beschädigten Sachen durch den Versicherer freigegeben worden sind. Sind 
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Veränderungen unumgänglich, sind das Schadenbild nachvollziehbar zu dokumentieren 
(z. B. durch Fotos) und die beschädigten Sachen bis zu einer Besichtigung durch den 
Versicherer aufzubewahren; 
hh) soweit möglich dem Versicherer unverzüglich jede  Auskunft - auf Verlangen in Schriftform 
-  zu  erteilen,  die  zur  Feststellung  des  Versicherungsfalls  oder  des  Umfangs  der 
Leistungspflicht des Versicherers erforderlich ist sowie jede Untersuchung über Ursache 
und Höhe des Schadens und über den Umfang der Entschädigungspflicht zu gestatten; 
ii)   vom Versicherer angeforderte Belege beizubringen, deren Beschaffung ihm billigerweise 
zugemutet werden kann; 
b) Steht das Recht auf die vertragliches Leistung des Versicherers einem Dritten zu, so hat 
dieser die Obliegenheiten gemäß 2 a) ebenfalls zu  erfüllen - soweit ihm dies nach den 
tatsächlichen und rechtlichen Umständen möglich ist. 
 
12.3 Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung 
Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit nach 1. oder 2. so ist der Versicherer nach 
Maßgabe der §§ 28 und 82 VVG leistungsfrei. Außer im Falle einer arglistigen  
Obliegenheitsverletzung ist der Versicherer zur Leistung verpflichtet, soweit die Verletzung der 
Obliegenheit weder für den Eintritt oder die  Feststellung des Versicherungsfalls noch für die 
Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht des Versicherers ursächlich ist. 
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D Klauseln und Besondere Vereinbarungen 

1 Einwilligungsklausel nach dem Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) 

In Ergänzung zu der dem Vertrag beigefügten Datenschutzerklärung willigt der Antragsteller ein, dass der Mak-
ler und die Versicherer, soweit dies der ordnungsgemäßen Durchführung ihrer Versicherungsangelegenheiten 
dient, allgemeine Vertrags-, Abrechnungs- und Leistungsdaten in gemeinsamen Datensammlungen führen und 
an ihre Vertreter, vom Versicherungsnehmer beauftragte Makler und deren Dachorganisationen weitergeben. 
Siehe hierzu auch das „Merkblatt zur Datenverarbeitung“ des führenden Versicherers in der jeweils gültigen 
Fassung. 

2 Makler 

Der den Versicherungsvertrag betreuende Makler ist bevollmächtigt, Anzeigen und Willenserklärungen des 
Versicherungsnehmers entgegenzunehmen. Er ist durch den Maklervertrag verpflichtet, diese unverzüglich 
an den Versicherer weiterzuleiten. 

3 Sanktionsklausel 

Es besteht - unbeschadet der übrigen Vertragsbestimmungen – kein Versicherungsschutz, wenn und soweit 
dem Versicherer aufgrund der für ihn geltenden gesetzlichen Bestimmungen verboten ist, Versicherungen 
bereitzustellen oder Versicherungsleistungen zu erbringen. Gesetzliche Bestimmungen sind insbesondere 
- die Bestimmungen des Außenwirtschaftsgesetzes (AWG), 
- die Bestimmungen der Außenwirtschaftsverordnung (AWV), 
- Verordnungen der Europäischen Union, wie z. B. Verordnung (EU) 961/2010, 
- sonstige deutsche gesetzliche Bestimmungen oder 
- sonstige direkt anwendbare Bestimmungen des Rechts der Europäischen Union. 

4 Einschluss Terror 

Der Versicherer leistet abweichend von den dem Vertrag zu Grunde liegenden allgemeinen Versicherungsbe-
dingungen Entschädigung für Schäden durch Terrorakte. Terrorakte sind jegliche Handlungen von Personen 
oder Personengruppen zur Erreichung politischer, religiöser, ethnischer, ideologischer oder ähnlicher Ziele, die 
geeignet sind, Angst oder Schrecken in der Bevölkerung oder Teilen der Bevölkerung zu verbreiten und dadurch 
auf eine Regierung oder staatliche Einrichtungen Einfluss zu nehmen. 

5 Anerkennung 

Der Versicherer erkennt an, dass ihm bei Abschluss des Vertrages alle Umstände bekannt waren, die für die 
Beurteilung des Risikos erforderlich sind, es sei denn, dass irgendwelche Umstände arglistig verschwiegen wur-
den. Die Verpflichtung des Versicherungsnehmers, nachträglich eingetretene Gefahrerhöhungen gemäß § 23 
VVG anzuzeigen, bleibt unberührt. 

6 Grobe Fahrlässigkeit 

In Abänderung zu den dem Vertrag zu Grunde liegenden allgemeinen Versicherungsbedingungen erfolgt bei 
Schäden durch grobe Fahrlässigkeit des Versicherungsnehmers oder dessen Repräsentanten keine Kürzung 
der Leistung in einem der Schwere des Verschuldens entsprechenden Verhältnis. 

7 Innere Unruhen 

1. Der Versicherer leistet abweichend von den dem Vertrag zu Grunde liegenden allgemeinen Versicherungsbe-
dingungen Entschädigung für Schäden durch Innere Unruhen. 
2. Innere Unruhen sind gegeben, wenn zahlenmäßig nicht unerhebliche Teile der Bevölkerung in einer die öf-
fentliche Ruhe und Ordnung störenden Weise in Bewegung geraten und Gewalt gegen Personen oder Sachen 
verüben. 
3. Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen Schäden durch Verfügung von hoher Hand. 
4. Ein Anspruch auf Entschädigung besteht insoweit nicht, als Schadenersatz aufgrund öffentlich-rechtlichen 
Entschädigungsrechts beansprucht werden kann. 
5. Die Grenze der Entschädigung ist auf 25% der Versicherungssumme, maximal jedoch 100.000 EUR, be-
grenzt. 
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6. Die Versicherung dieser Gefahr kann jederzeit gekündigt werden. Die Kündigung wird 2 Wochen nach Zu-
gang wirksam. 

8 Unterversicherung 

Sind bei Abschluss des Vertrages die Versicherungssummen den dem Vertrag zu Grunde liegenden allgemei-
nen Versicherungsbedingungen gebildet und von dem Versicherungsnehmer zu Beginn eines jeden Versiche-
rungsjahres an den jeweils gültigen Versicherungswert angepasst worden, so wird eine Unterversicherung ge-
mäß den dem Vertrag zu Grunde liegenden allgemeinen Versicherungsbedingungen nicht angewendet. Erweist 
sich in einem Versicherungsfall die Versicherungssumme als zu niedrig, ist der Versicherer berechtigt, die 
Versicherungssumme aller versicherten Sachen zu prüfen und für die zu niedrigen Versicherungssummen die 
Prämiendifferenz von dem Beginn des zur Zeit des Schadeneintritts laufenden Versicherungsjahres an nachzu-
fordern. 

9 Unvorhergesehene Schäden 

Abweichend den dem Vertrag zu Grunde liegenden allgemeinen Versicherungsbedingungen sind Schäden un-
vorhergesehen, die der Versicherungsnehmer oder seine Repräsentanten weder rechtzeitig vorhergesehen 
haben, noch mit dem für die im Betrieb ausgeübte Tätigkeit erforderlichen Fachwissen hätten vorhersehen kön-
nen. 

10 Versehen 

Objekte, die nachweislich durch ein Versehen des Versicherungsnehmers, seines Beauftragten oder Bevoll-
mächtigten nicht, nicht rechtzeitig oder unrichtig angemeldet sind, können bis zu drei Monaten nach Beginn des 
Risikos angemeldet bzw. berichtigt werden, soweit nicht Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit vorliegen. Der Versi-
cherer hat Anspruch auf Nachzahlung der Prämie ab Versicherungsbeginn. 

11 Regressverzicht 

Richtet sich der Ersatzanspruch des Versicherungsnehmers gegen einen Mitarbeiter (ausgenommen Repräsen-
tanten) oder gegen anderweitige berechtigte Benutzer (außer Mitarbeitern von Wartungs- oder Reparaturunter-
nehmen) der versicherten Sache, verzichtet der Versicherer auf den Übergang des Ersatzanspruches, es sei 
denn 
a) der Verursacher hat den Schaden vorsätzlich oder grob fahrlässig herbeigeführt oder 
b) für den Schaden kann Ersatz aus einer Haftpflichtversicherung beansprucht werden. 

12 Reparaturbeginn 

Nach Eintritt eines Schadens kann mit der Reparatur sofort begonnen werden, sofern die Schadenanzeige un-
verzüglich erfolgt und die voraussichtliche Schadenhöhe einen Betrag von 25.000 EUR nicht übersteigt. Bei 
voraussichtlich höheren Schadenkosten als den genannten darf erst mit den Reparaturarbeiten begonnen wer-
den, nachdem die Weisungen des Versicherers eingeholt wurden. Das Schadenbild ist bis dahin vom Versiche-
rungsnehmer nicht zu verändern, es sei denn, Eingriffe sind aus Sicherheitsgründen erforderlich oder der Versi-
cherer hat nicht innerhalb von 5 Arbeitstagen seit Eingang der Schadenanzeige die Besichtigung 
vorgenommen. Die nicht reparierten beschädigten Teile sind zur Beweissicherung aufzubewahren, soweit 
es sich nicht um Austauschteile handelt. Die Verpflichtung zur Schadenminderung bleibt unberührt. 

13 Eigenreparatur 

Entschädigungspflichtige Schäden an den versicherten Sachen kann der Versicherungsnehmer auch durch 
eigenes Fachpersonal beheben lassen. Für die aufgewendete Arbeitsstunde vergütet der Versicherer die tat-
sächlich angefallenen Kosten, höchstens jedoch 25.000 EUR. 

14 Repräsentanten 

Der Ausschluss von Schäden durch Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit bezieht sich nur auf die Repräsentanten 
des Versicherungsnehmers. 
Als Repräsentanten gelten: 
1. bei Aktiengesellschaften 
die Mitglieder des Vorstandes oder deren Generalbevollmächtigte 
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2. bei Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
die Geschäftsführer 
3. bei Kommanditgesellschaften 
die Komplementäre 
4. bei offenen Handelsgesellschaften 
die Repräsentanten der Gesellschafter 
5. bei Gesellschaften bürgerlichen Rechts 
die Repräsentanten der Gesellschafter 
6. bei Einzelfirmen 
die Inhaber 
Entgegenstehende Bestimmungen der gedruckten Bedingungen sind aufgehoben. 

15 Versicherungsort Europa 

Abweichend von den dem Vertrag zu Grunde liegenden allgemeinen Versicherungsbedingungen sind die versi-
cherten Sachen auch außerhalb des Versicherungsgrundstückes versichert, jedoch nur innerhalb der Europäi-
schen Union und der Schweiz. 

16 Vorsorge 

Im Rahmen einer Vorsorgeversicherung in Höhe von 30% der zuletzt dokumentierten Gesamtversicherungs-
summe, höchstens jedoch 250.000 EUR, sind im laufenden Versicherungsjahr bis zum Beginn des darauf fol-
genden Versicherungsjahres insgesamt zur vereinbarten Höhe versichert: 
- Erweiterungen / Austausch bereits versicherter Anlagen ab Betriebsfertigkeit der erweiterten/ ausgetauschten 
Anlagen; 
- neu hinzukommende Anlagen ab Betriebsfertigkeit. 
- Erhöhungen der Versicherungswerte bereits versicherter Anlagen ab Eintritt der Erhöhung; 
Voraussetzung ist, dass die neu hinzukommenden Geräte / Anlagen den vorhandenen und bereits versicherten 
in Art und/oder Verwendungszweck entsprechen. Zugänge mit einem im Versicherungsvertrag genannten Ein-
zelwert sind dem Versicherer unverzüglich anzuzeigen. 
Der Versicherer ist nach Eintritt eines Versicherungsfalles berechtigt, für die Zeit vom Eintritt des Schadens an 
bis zum Ende des laufenden Versicherungsjahres Prämie aus dem Teil der Vorsorgeversicherungssumme 
zeitanteilig nach zu erheben, welcher der Entschädigung entspricht; die Versicherungssumme behält die 
vereinbarte Höhe, sofern der Versicherungsnehmer nicht eine Änderung beantragt. Für einen die 
Vorsorgeversicherungssumme übersteigenden Betrag beginnt der Versicherungsschutz erst an dem in der 
Deckungszusage des Versicherers genannten Tag. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, zu Beginn eines 
jeden Versicherungsjahres die im vorhergehenden Versicherungsjahr eingetretenen Erweiterungen und den 
Austausch versicherter Geräte/Anlagen sowie anmeldepflichtige Neuzugänge dem Versicherer anzuzeigen. 
Dementsprechend werden mit Beginn des neuen Versicherungsjahres die endgültigen Versicherungssummen 
dokumentiert und ab diesem Zeitpunkt wird die Prämie entsprechend berichtigt. 
Für einen die Versicherungssumme übersteigenden Betrag beginnt der Versicherungsschutz erst an dem in der 
Deckungszusage des Versicherers genannten Tag. Die vorstehenden Vereinbarungen hinsichtlich der Vorsor-
geversicherung gelten jeweils für ein Versicherungsjahr und weiter von Jahr zu Jahr, wenn sie nicht drei Monate 
vor dem jeweiligen Ablauf durch eine Partei schriftlich gekündigt werden. 

17 Vermietete Sachen 

Es sind auch die Interessen des Mieters versichert. Schäden und Verluste aus Weitervermietung durch den 
Mieter sind ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen nicht mitversichert. 

18 Ersatzgeräte 

Werden dem Versicherungsnehmer im Versicherungsfall anstelle der beschädigten oder zerstörten eigenen 
Geräte leihweise vergleichbare Ersatzgeräte überlassen, sind diese in dem für das beschädigte Gerät geltenden 
Haftungsumfang versichert. Dies gilt nur, soweit der Versicherungsnehmer die Gefahr trägt und eine anderweiti-
ge Haftung nicht besteht. 

19 Technologiefortschritt 

Abweichend von den dem Vertrag zu Grunde liegenden allgemeinen Versicherungsbedingungen (Änderung 
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oder Verbesserung) ersetzt der Versicherer auch die tatsächlich entstandenen Mehrkosten durch Technologie-
fortschritt. Mehrkosten durch Technologiefortschritt sind Kosten, die bei der Wiederherstellung oder 
Wiederbeschaffung der versicherten und vom Schaden betroffenen Sache durch Technologiefortschritt entste-
hen, wenn die Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung der Sache in derselben Art und Güte nicht möglich 
ist. Maßgebend für die Entschädigungsleistung ist der Betrag, der aufzuwenden ist für ein Gerät der aktuellen 
Nachfolgegeneration zum Schadenzeitpunkt, das der vom Schaden betroffenen Sache in Art und Güte nahe 
kommt. Die Entschädigungsleistung ist pro versicherte Sache insgesamt begrenzt auf 125 % des für diese Sa-
che gültigen Versicherungswertes. Abschnitt (Unterversicherung) bleibt unberührt. 

20 Transporte, Werkstattaufenthalte, Revisionen versicherter Anlagen 

Abweichend von den dem Vertrag zu Grunde liegenden allgemeinen Versicherungsbedingungen leistet der 
Versicherer auch Entschädigung für Schäden an den versicherten Sachen, die sich aus Anlass der Behebung 
eines Sachschadens, einer Revision oder einer Überholung außerhalb des im Versicherungsvertrag bezeichne-
ten Versicherungsortes (Betriebsgrundstück) innerhalb der Bundesrepublik Deutschland befinden. Die Transpor-
te aus diesem Anlass sind mitversichert. Anderweitige Versicherungen gehen voran. 

21 Unterschlagung 

In Ergänzung zu den dem Vertrag zu Grunde liegenden allgemeinen Versicherungsbedingungen wird Entschä-
digung geleistet für Schäden durch Abhandenkommen versicherter Sachen infolge von Unterschlagung. Unter-
schlagung durch Personen, an die der Versicherungsnehmer die versicherten Sachen unter Vorbehalt seines 
Eigentums vermietet, ist nur mitversichert, sofern: 
- das Mietverhältnis durch einen Mietvertrag beurkundet wurde, 
- bei der Beurkundung des Mietverhältnisses ein gültiges Personaldokument (Personalausweis oder Reisepass) 
vorgelegt und dem Mietvertrag in Kopie beigefügt wurde,  
- bei einem Gesamtanschaffungswert von mehr als 250.000 EUR vom Mieter eine aktuelle Wirtschaftsauskunft 
vorgelegt wurde. 

22 GAP-Deckung Differenz-Entschädigung bei nicht Wiederaufbau/Wiederbeschaffung der versi-
cherten Sache 

Entgegen den dem Vertrag zu Grunde liegenden allgemeinen Versicherungsbedingungen wird im Falle eines 
Totalschadens der Zeitwert der versicherten Sache, mindestens die Restschuld aus einem bestehenden Kredit-
vertrag zur Finanzierung der versicherten Sache ersetzt, der vertraglich vereinbarte Selbstbehalt wird in Abzug 
gebracht. Wobei die ursprüngliche Versicherungssumme die Grenze der Entschädigung bildet. Der Zeitwert 
errechnet sich maximal aus der im Antrag angegebenen Versicherungssumme unter Berücksichtigung eines 
prozentualen Abzuges. Der Abzug ergibt sich aus dem Alter, dem Zustand und dem Abnutzungsgrad der versi-
cherten Sache am Schadentag. 

23 Klausel TM4107 Angleichung der Prämien und Versicherungssummen 

1. Prämien und Versicherungssummen werden im Versicherungsvertrag nach dem Stand der Löhne und Preise 
in der Investitionsgüter-Industrie vom Januar/März 1971 angegeben. Eine Änderung dieser Löhne und Preise 
hat eine entsprechende Angleichung der Prämien und Versicherungssummen zur Folge, wenn sich eine Verän-
derung der Prämien um mehr als 2 Prozent ergibt. Unterbleibt hiernach eine Angleichung der Prämien und Ver-
sicherungssummen, ist für die nächste Veränderung der Prozentsatz maßgebend, um den sich die Löhne und 
Preise gegenüber dem Zeitpunkt geändert haben, der für die letzte Angleichung maßgebend war. 
2. Für die Angleichung der Prämien wird zu 30 Prozent die Preisentwicklung und zu 70 Prozent die Lohnent-
wicklung berücksichtigt. Die Angleichung der Versicherungssummen erfolgt unter Berücksichtigung der Preis-
entwicklung. Eine Angleichung der Prämien erfolgt nur, wenn die Versicherungssummen gleichzeitig angepasst 
werden. Wäre die Versicherungssumme höher, wenn sie entsprechend dem Anstieg des Versicherungswertes 
angeglichen würde, dann ist die Grenze der Entschädigung dieser höhere Betrag. Maßgebend für die Anglei-
chung sind die vom Statistischen Bundesamt veröffentlichten Indizes, und zwar 
a) für die Preisentwicklung der Index der Erzeugerpreise gewerblicher Produkte (Inlandabsatz), Gruppe Investi-
tionsgüter; 
b) für die Lohnentwicklung der Index der Bruttostundenverdienste der Arbeiter in der Investitions-güter-Industrie 
(alle Arbeiter). 
3. Die Angleichung wird mit den letzten vor Ende eines Kalenderjahres veröffentlichten Indizes ermittelt und für 
die im folgenden Kalenderjahr fällige Jahresprämie wirksam. 
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4. Unterversicherung besteht nur, soweit zum Zeitpunkt der Vereinbarung der Versicherungssumme nach dem 
Stand März 1971 Unterversicherung vorgelegen hätte. 
5. Der Versicherungsnehmer kann diese Klausel kündigen, wenn sich durch diese Klausel die Prämie für das 
folgende Versicherungsjahr um mehr als 10 Prozent erhöht oder die Prämiensteigerung in drei aufeinander 
folgenden Versicherungsjahren mehr als 20 Prozent beträgt. Die Kündigung ist spätestens einen Monat nach 
der Mitteilung über die Prämienerhöhung schriftlich in Textform zu erklären. Sie wird zu Beginn des 
Versicherungsjahres wirksam, für das die Prämie erhöht werden sollte. Erläuterung zur Berechnung der Prämie 
und der Versicherungssumme 
Prämie 
Die Prämie P des jeweiligen Versicherungsjahres berechnet sich zu 
P = P0 x Prämienfaktor 
Prämienfaktor = 0,3 x E/E0 + 0,7 x L/L0 
Versicherungssumme 
Die Versicherungssumme S des jeweiligen Versicherungsjahres berechnet sich zu 
S = S0 x Summenfaktor 
Summenfaktor = E/E0 
Es bedeuten: 
P0 = Im Versicherungsvertrag genannte Prämie, Stand Januar/März 1971 
S0 = Im Versicherungsvertrag genannte Versicherungssumme, Stand März 1971 
E = Letzter im Ermittlungsjahr veröffentlichter Index der Erzeugerpreise gewerblicher Produkte, Gruppe Investiti-
onsgüter 
E0 = Stand März 1971 
L = Letzter im Ermittlungsjahr veröffentlichter Index der durchschnittlichen Bruttostundenverdienste der Arbeiter, 
Gruppe Investitionsgüter-Industrie (alle Arbeiter) 
L0 = Stand Januar 1971 

24 Klausel TM1108 Sachen mit Geldinhalt oder geldwertem Inhalt 

1. Ergänzend zu den dem Vertrag zu Grunde liegenden allgemeinen Versicherungsbedingungen hat der Versi-
cherungsnehmer vor Eintritt des Versicherungsfalles 
a) Kassen nach Geschäftsschluss zu entleeren und geöffnet zu lassen; 
b) Kassetten von Rückgeldgebern nach Geschäftsschluss zu entnehmen. 
2. Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Nr. 1 genannten Obliegenheiten vorsätzlich oder grob fahrläs-
sig, so kann der Versicherer nach Maßgabe von den dem Vertrag zu Grunde liegenden allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen zur Kündigung berechtigt oder auch leistungsfrei sein. Führt die Verletzung der Obliegenheit 
zu einer Gefahrerhöhung, gilt den dem Vertrag zu Grunde liegenden allgemeinen Versicherungsbedingungen. 
Danach kann der Versicherer kündigen oder leistungsfrei sein. 

25 Aufräumungs-, Dekontaminations- und Entsorgungskosten 

Mitversichert sind gemäß den dem Vertrag zu Grunde liegenden allgemeinen Versicherungsbedingungen 
Aufräumungs-, Dekontaminations- und Entsorgungskosten bis zu 50.000 EUR auf Erstes Risiko. 

26 Dekontaminations- und Entsorgungskosten für Erdreich 

Mitversichert sind gemäß den dem Vertrag zu Grunde liegenden allgemeinen Versicherungsbedingungen 
Dekontaminations- und Entsorgungskosten für Erdreich bis zu 50.000 EUR auf Erstes Risiko. 

27 Bewegungs- und Schutzkosten 

Mitversichert sind gemäß den dem Vertrag zu Grunde liegenden allgemeinen Versicherungsbedingungen Be-
wegungs- und Schutzkosten bis zu 50.000 EUR auf Erstes Risiko. 

28 Kosten für Erd-, Pflaster-, Maurer- und Stemmarbeiten 

Mitversichert sind gemäß den dem Vertrag zu Grunde liegenden allgemeinen Versicherungsbedingungen Kos-
ten für Erd-, Pflaster- Maurer- und Stemmarbeiten bis zu 50.000 EUR auf Erstes Risiko. 
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29 Kosten für Gerüstgestellung, Bergungsarbeiten, Bereitstellung eines Provisoriums 

Mitversichert sind gemäß den dem Vertrag zu Grunde liegenden allgemeinen Versicherungsbedingungen Kos-
ten für Gerüstgestellung, Bergungsarbeiten und Bereitstellung eines Provisoriums bis zu 50.000 EUR auf Erstes 
Risiko. 

30 Luftfrachtkosten 

Mitversichert sind gemäß den dem Vertrag zu Grunde liegenden allgemeinen Versicherungsbedingungen Kos-
ten für Luftfracht bis zu 50.000 EUR auf Erstes Risiko. 

31 Feuerlöschkosten und Gebühren 

Mitversichert sind Feuerlöschkosten und Gebühren bis zu 50.000 EUR auf Erstes Risiko. 
Hierzu zählen insbesondere die Löschmittel, das Wiederauffüllen der Feuerlöscheinrichtungen und sonstige 
Aufwendungen, die der Versicherungsnehmer zur Brandbekämpfung für geboten halten durfte. Auch Aufwen-
dungen für Leistungen der Feuerwehren oder anderer im öffentlichen Interesse zur Hilfeleistung Verpflichteter 
zählen dazu. Anderweitige Versicherungen gehen voran. 

32 Expressfracht- und Arbeitszuschläge 

In Erweiterung zu den dem Vertrag zu Grunde liegenden allgemeinen Versicherungsbedingungen ist die 
Ersatzpflicht auf Expressfracht-, Überstunden-, Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeitszuschläge ausgedehnt, 
auch wenn sie als Beschleunigungskosten gelten. Diese Kosten gelten bis zu einer Versicherungssumme von 
50.000 EUR auf Erstes Risiko versichert. 

33 Schadensuchkosten 

Mitversichert gelten bis zu 5.000 EUR auf Erstes Risiko Schadensuchkosten, die infolge eines Versicherungsfal-
les anfallen, um die Schadenursache festzustellen. 

34 Eichkosten für Fahrzeugwaagen 

In Zusammenhang mit einem entschädigungspflichtigen Sachschaden an den versicherten Waagen anfallende 
Eichkosten einschließlich der Eichamtsgebühr, Maurer-, Stemm-, Erd- und Pflasterarbeiten sind bis zu 5.0000 
EUR auf Erstes Risiko mitversichert. Abweichend von § 75 VVG verzichtet der Versicherer auf den Einwand der 
Unterversicherung. 

35 Eichkosten für Wiegeeinrichtungen 

In Zusammenhang mit einem entschädigungspflichtigen Sachschadens an den versicherten Waagen anfallende 
Eichkosten einschließlich der Eichamtsgebühr sind bis zu 5.000 EUR auf Erstes Risiko mitversichert. Abwei-
chend von § 75 VVG verzichtet der Versicherer auf den Einwand der Unterversicherung. 

36 Gebühreneinheiten bei mobilen Kommunikationsgeräten 

Bei entwendeten versicherten Sachen der mobilen Kommunikation entschädigt der Versicherer, in Erweiterung 
zu den dem Vertrag zu Grunde liegenden allgemeinen Versicherungsbedingungen, auch Gebühreneinheiten, 
die nach der Entwendung entstanden und die vom Versicherungsnehmer zu übernehmen sind. Voraussetzung 
hierfür ist, dass eine Anschlusssperrung beim Netzbetreiber durch den Versicherungsnehmer innerhalb von 24 
Stunden nach Feststellung der Entwendung veranlasst wird. Die Entschädigung der Gebühreneinheit ist bis zu 
1.000 EUR auf Erstes Risiko je versicherter Sache begrenzt. 

37 Mobile Peripherie- und Überwachungskomponenten 

Versichert gelten mobile und fest installierte Peripherie und Überwachungskomponenten bis zu 5.000 EUR auf 
Erstes Risiko auch außerhalb des Versicherungsortes, sofern diese ausschließlich dem Betrieb oder der Über-
wachung der versicherten Anlage dienen. 

38 Programmierkosten für Kassen und Kassensysteme 

Die Kosten für eine Neuprogrammierung der versicherten Kassen/Kassensysteme sind, wenn sie in Zusam-
menhang mit einem entschädigungspflichtigen Sachschaden daran anfallen, bis zu 5.000 EUR auf Erstes Risiko 
mitversichert. Abweichend von §75 VVG verzichtet der Versicherer auf den Einwand der Unterversicherung. 
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39 Wiederbeschaffungskosten für Standardprogramme 

Die Wiederbeschaffungskosten (sog. Überspielkosten) für serienmäßig hergestellte Standardprogramme sind, 
wenn sie in Zusammenhang mit einem entschädigungspflichtigen Sachschaden an den versicherten Datenver-
arbeitungsgeräten anfallen, bis zu 25.000 EUR auf Erstes Risiko mitversichert. Abweichend von § 75 VVG ver-
zichtet der Versicherer auf den Einwand der Unterversicherung 

40 Mehrkostenversicherung 

1. Gegenstand der Versicherung 
a) Wird die technische Einsatzmöglichkeit einer versicherten Sache, für die im Versicherungsvertrag diese 
Mehrkostenversicherung vereinbart ist, infolge eines gemäß den dem Vertrag zu Grunde liegenden allgemeinen 
Versicherungsbedingungen versicherten Schadens unterbrochen oder beeinträchtigt, leistet der Versicherer 
Entschädigung für die dadurch entstehenden Mehrkosten. 
b) Mehrkosten sind Kosten, die der Versicherungsnehmer innerhalb der Haftzeit aufwendet, um eine Unterbre-
chung oder Beeinträchtigung des Betriebes abzuwenden oder zu verkürzen, weil der frühere betriebsfertige 
Zustand einer beschädigten Sache wiederhergestellt oder eine zerstörte Sache durch eine gleichartige ersetzt 
werden muss. 
c) Die Haftzeit ist der Zeitraum, für welchen Versicherungsschutz für die Mehrkosten besteht. Soweit nicht etwas 
anderes vereinbart ist, beträgt die Haftzeit 12 Monate. Die Haftzeit beginnt mit dem Zeitpunkt, von dem an der 
Schaden gemäß den dem Vertrag zu Grunde liegenden allgemeinen Versicherungsbedingungen für den 
Versicherungsnehmer nach den anerkannten Regeln der Technik frühestens erkennbar war, spätestens jedoch 
mit Beginn des Mehrkostenschadens. Bei mehreren Schäden gemäß den dem Vertrag zu Grunde liegenden 
allgemeinen Versicherungsbedingungen an derselben Sache, zwischen denen ein Ursachenzusammenhang 
besteht, beginnt die Haftzeit mit dem Erstschaden gemäß den dem Vertrag zu Grunde liegenden allgemeinen 
Versicherungsbedingungen . 
2. Versicherte Mehrkosten 
a) Versichert sind die im Versicherungsvertrag im Einzelnen bezeichneten zeitabhängigen (aa) und zeitunab-
hängigen (bb) Mehrkosten. 
aa) Zeitabhängige Mehrkosten sind Kosten, die proportional mit der Dauer der Unterbrechung oder Beeinträch-
tigung entstehen, insbesondere für 
(1) die Benutzung anderer Anlagen; 
(2) die Anwendung anderer Arbeits- oder Fertigungsverfahren; 
(3) die Inanspruchnahme von Lohn-, Dienstleistungen oder Lohn-Fertigungsleistungen; 
(4) den Bezug von Halb- oder Fertigfabrikaten. 
bb) Zeitunabhängige Mehrkosten sind Kosten, die während der Dauer der Unterbrechung oder Beeinträchtigung 
nicht fortlaufend entstehen, insbesondere für 
(1) einmalige Umprogrammierung; 
(2) Umrüstung; 
(3) behelfsmäßige oder vorläufige Wiederinstandsetzung. 
b) abweichend von den dem Vertrag zu Grunde liegenden allgemeinen Versicherungsbedingungen gilt eine 
Versicherungssumme von 25.000 EUR auf Erstes Risiko für zeitabhängige und zeitunabhängige Mehrkosten 
versichert, die der Versicherungsnehmer in einem gesamten Geschäftsjahr hätte aufwenden müssen, wenn die 
im Versicherungsvertrag bezeichnete Sache für dieses Geschäftsjahr infolge eines Schadens gemäß den dem 
Vertrag zu Grunde liegenden allgemeinen Versicherungsbedingungen ausgefallen wäre. 
Grundlage für die Versicherungssumme für zeitabhängige Mehrkosten sind die im Versicherungsvertrag je Tag 
und Monat genannten Beträge. 
3. Umfang der Entschädigung 
a) Der Versicherer leistet Entschädigung für die Mehrkosten, wenn der Zeitpunkt, von dem an der Schaden ge-
mäß den dem Vertrag zu Grunde liegenden allgemeinen Versicherungsbedingungen für den Versicherungs-
nehmer nach den anerkannten Regeln der Technik frühestens erkennbar war, innerhalb der für diese Mehrkos-
tenversicherung vereinbarten Dauer liegt. Die Entschädigung darf nicht zu einer Bereicherung führen. Wirt-
schaftliche Vorteile, die sich bis zu sechs Monaten nach Ablauf der Haftzeit als Folge der Unterbrechung erge-
ben, sind angemessen zu berücksichtigen. 
b) Abweichend von den dem Vertrag zu Grunde liegenden allgemeinen Versicherungsbedingungen wird 
Entschädigung geleistet für 
aa) zeitabhängige Mehrkosten je Arbeitstag bis zur vereinbarten Tagesentschädigung, je Monat jedoch 
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höchstens bis zur vereinbarten Monatsentschädigung; 
bb) zeitunabhängige Mehrkosten bis zur Höhe der hierfür vereinbarten Versicherungssumme. 
c) Keine Entschädigung wird geleistet für Mehrkosten, 
aa) soweit sie auch dann entstanden wären, wenn die technische Einsatzmöglichkeit der Sache nicht infolge des 
Schadens den dem Vertrag zu Grunde liegenden allgemeinen Versicherungsbedingungen an ihr unterbrochen 
oder beeinträchtigt gewesen wäre; 
bb) die für die Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung der vom Schaden gemäß den dem Vertrag zu Grunde 
liegenden allgemeinen Versicherungsbedingungen betroffenen versicherten Sache selbst entstehen. 
d) Keine Entschädigung wird geleistet, soweit sich die Mehrkosten erhöhen durch 
aa) außergewöhnliche Ereignisse die während der Unterbrechung oder Beeinträchtigung der technischen 
Einsatzmöglichkeit hinzutreten; 
bb) Krieg, kriegsähnliche Ereignisse, Bürgerkrieg, Revolution, Rebellion, Aufstand, Terrorismus oder Innere 
Unruhen;  
cc) Kernenergie, nukleare Strahlung, radioaktive Substanzen; 
dd) Erdbeben, Überschwemmung; 
ee) behördlich angeordnete Wiederherstellungs- oder Betriebsbeschränkungen; 
ff) den Umstand, dass dem Versicherungsnehmer zur Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung zerstörter, 
beschädigter oder abhanden gekommener Sachen bzw. Daten des Betriebssystems nicht rechtzeitig genügend 
Kapital zur Verfügung steht; 
gg) den Umstand, dass beschädigte oder zerstörte Sachen bzw. Daten des Betriebssystems anlässlich der 
Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung geändert, verbessert oder überholt werden; 
hh) Verderb, Beschädigung oder Zerstörung von Rohstoffen, Halb- oder Fertigfabrikaten oder Hilfs- oder 
Betriebsstoffen. 
e) Der nach a) bis d) ermittelte Betrag wird je Versicherungsfall um den vereinbarten Selbstbehalt gekürzt: 
aa) Für zeitabhängige Mehrkosten gilt der vereinbarte zeitliche Selbstbehalt von 2 Arbeitstagen. Der Versiche-
rungsnehmer hat denjenigen Teil des ermittelten Betrages selbst zu tragen, der sich zu dem Gesamtbetrag ver-
hält wie der zeitliche Selbstbehalt zu dem Gesamtzeitraum der Unterbrechung oder Beeinträchtigung der techni-
schen Einsatzmöglichkeit. In der Berechnung werden für den Gesamtzeitraum der Unterbrechung oder Beein-
trächtigung nur Zeiten berücksichtigt, in denen im versicherten Betrieb gearbeitet wird oder ohne Eintritt des 
Versicherungsfalles gearbeitet worden wäre. Der Gesamtzeitraum endet spätestens mit Ablauf der Haftzeit. 
bb) Für zeitunabhängige Mehrkosten gilt ein Selbstbehalt in Höhe von 20 %, mind. 250 €. 
4. Sachverständigenverfahren 
Ergänzend zu den dem Vertrag zu Grunde liegenden allgemeinen Versicherungsbedingungen müssen die 
Feststellungen der Sachverständigen enthalten: 
a) die ermittelten oder vermuteten Ursachen und den Zeitpunkt, von dem an der Schaden gemäß den dem Ver-
trag zu Grunde liegenden allgemeinen Versicherungsbedingungen für den Versicherungsnehmer nach den 
anerkannten Regeln der Technik frühestens erkennbar war; 
b) ob und in welcher Weise Umstände vorliegen, welche die versicherten Mehrkosten beeinflussen; 
c) die zeitabhängigen Mehrkosten (Nr. 2 a) aa); 
d) die zeitunabhängigen Mehrkosten (Nr. 2 a) bb). 

41 Software-Versicherung 

1. Gegenstand der Versicherung 
a) Versichert sind die im Versicherungsvertrag bezeichneten: 
aa) Daten (maschinenlesbare Informationen), z.B. Daten aus Dateien oder Datenbanken; 
bb) Programme, z.B. Standardprogramme und individuell hergestellte Programme; 
cc) Wechseldatenträger, auf denen die versicherten Daten und Programme gespeichert sind, z.B. Festplatten, 
Magnetbänder, optische Datenträger, Disketten. 
b) Nicht versichert sind 
aa) Daten und Programme, die nicht legal erworben oder deren Nutzung nicht legal ist (z.B. Raubkopien); 
bb) nicht betriebsfertige oder nicht lauffähige Programme; 
cc) Daten und Programme, die sich nur im Arbeitsspeicher der Zentraleinheit befinden. 
2. Versicherte und nicht versicherte 
Gefahren und Schäden 
a) Der Versicherer leistet Entschädigung für 
aa) unvorhergesehen eintretende Beschädigungen oder Zerstörungen an und bei Abhandenkommen von 
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Wechseldatenträgern gemäß den dem Vertrag zu Grunde liegenden allgemeinen Versicherungsbedingungen . 
Wechseldatenträger gelten nicht als elektronisches Bauelement. 
bb) den Verlust, eine nachteilige Veränderung oder die Nichtverfügbarkeit der Daten oder Programme infolge 
eines gemäß den dem Vertrag zu Grunde liegenden allgemeinen Versicherungsbedingungen dem Grunde 
nach versicherten Schadens an dem Datenträger auf dem diese Daten oder Programme gespeichert waren oder 
an der Datenverarbeitungsanlage, durch die die Daten oder Programme verarbeitet wurden. 
cc) den Verlust oder eine nachteilige Veränderung der Daten oder Programme durch: 
(1) unvorhergesehener Ausfall oder Störung von versicherten Sachen 
(2) Ausfall der eigenen oder öffentlichen Stromversorgung 
(3) Bedienungsfehler 
(4) Vorsatz Dritter 
(5) Über- oder Unterspannung 
(6) Elektrostatische Aufladung oder elektromagnetische Störung 
(7) Höhere Gewalt 
b) Der Versicherer leistet ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen keine Entschädigung für den Verlust, eine 
nachteilige Veränderung oder die Nichtverfügbarkeit der Daten oder Programme durch Programme oder 
Dateien mit Schadenfunktion wie z.B. Computerviren, Würmer, Trojanische Pferde. 
3. Versicherungsort 
a) Versicherungsschutz besteht innerhalb der im Versicherungsvertrag bezeichneten Betriebsgrundstücke. 
b) Für Sicherungs-Wechseldatenträger besteht zusätzlich Versicherungsschutz in deren Auslagerungsstätten 
(Nr. 6a) sowie auf den Verbindungswegen zwischen den bezeichneten Betriebsgrundstücken und den Auslage-
rungsstätten. 
4. Versicherungswert, 
Versicherungssumme 
a) Versicherungswert sind bei 
aa) Wechseldatenträgern der Neuwert, 
bb) Daten und Programmen die Wiederbeschaffungskosten bzw. Wiedereingabekosten (Nr. 5a). 
b) Die Versicherungssumme beträgt 25.000 EUR auf Erstes Risiko. 
5. Umfang der Entschädigung 
a) Der Versicherer leistet Entschädigung 
aa) bei Schäden an Wechseldatenträgern gemäß den dem Vertrag zu Grunde liegenden allgemeinen 
Versicherungsbedingungen .  
bb) bei Verlust, nachteiliger Veränderung oder Nichtverfügbarkeit von versicherten Daten oder Programmen in 
Höhe der notwendigen Kosten für jeweils erforderliche 
(1) maschinelle Wiedereingabe aus Sicherungsdatenträgern; 
(2) Wiederbeschaffung und Wiedereingabe oder Wiederherstellung von Stamm- und Bewegungsdaten (einschl. 
dafür erforderlicher Belegaufbereitung / Informationsbeschaffung); 
(3) Wiederbeschaffung und Wiedereingabe von Standardprogrammen; 
(4) Wiedereingabe von Programmdaten individuell hergestellter Programme und Programmerweiterungen (z.B. 
Konfigurationen, Funktionsblöcke) aus beim Versicherungsnehmer vorhandenen Belegen (z.B. Quellcodes); 
cc) bei Abhandenkommen von Softwareschutzmodulen (z.B. Dongles, Steckkarten) infolge Diebstahl, Einbruch-
diebstahl, Raub oder Plünderung für Wiederbeschaffungskosten der geschützten Programme (Lizenzgebühren); 
b) Der Versicherer leistet keine Entschädigung für 
aa) die Korrektur von manuell fehlerhaft eingegebenen Daten; 
bb) Kosten zur Fehlerbeseitigung in Programmen; 
c) Grenze der Entschädigung ist die jeweils vereinbarte Versicherungssumme. Bei Schäden gemäß Nr. 2 a) cc) 
ist die Entschädigung auf den hierfür vereinbarten Betrag begrenzt. 
d) Der Versicherer verzichtet auf eine Kürzung der Entschädigung bei Unterversicherung. 
e) Der nach a) bis d) ermittelte Betrag wird je Versicherungsfall um 10 %, mind. 500 EUR gekürzt. Entstehen 
mehrere Schäden, so wird der Selbstbehalt jeweils einzeln abgezogen. 
6. Obliegenheiten des Versicherungsnehmers vor dem Versicherungsfall 
a) Der Versicherungsnehmer hat 
(1) mindestens einmal wöchentlich Sicherungskopien der versicherten Daten und Programme zu erstellen und 
so aufzubewahren, dass sie von einem Schadenfall der Originale voraussichtlich nicht gleichzeitig betroffen sein 
können. Die technischen Einrichtungen zur Datensicherung müssen jeweils dem Stand der Technik entspre-
chen.  
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(2) sicherzustellen, dass Form und Struktur der Daten auf dem Sicherungsdatenträger so beschaffen sind, dass 
deren Rücksicherung technisch möglich ist, z.B. durch Sicherung mit Prüfoption (Verify) und Durchführung von 
Rücksicherungstests. 
(3) die Vorschriften und Hinweise des Herstellers zur Installation, Wartung und Pflege der Datenverarbeitungs-
anlage / Datenträger zu beachten und übliche, ständig aktualisierte Schutzmaßnahmen gegen die bestim-
mungswidrige Veränderung und Löschung gespeicherter Daten vor-zunehmen (z.B. durch Firewalls, 
Zugriffsschutzprogramme). 
(4) seine Mitarbeiter schriftlich zu verpflichten, die Datenverarbeitungsanlage ausschließlich zu betrieblichen 
Zwecken zu nutzen und nur Daten und Programme zu verwenden, zu deren Nutzung der Versicherungsnehmer 
berechtigt ist. 
b) Bei Verletzungen dieser Obliegenheiten gelten die dem Vertrag zu Grunde liegenden allgemeinen 
Versicherungsbedingungen. 
. 

42 Röhren 

1. Versicherte und nicht versicherte Schäden und Gefahren 
In Erweiterung des Versicherungsschutzes gilt der Abschnitt für Röhren gestrichen. 
2. Umfang der Entschädigung 
Soweit der Schaden nicht durch die Gefahren Brand, Blitzschlag, Explosion, Einbruchdiebstahl, Raub, Vanda-
lismus und oder Leitungswasser verursacht wurde, wird von den Wiederbeschaffungskosten gemäß den 
dem Vertrag zu Grunde liegenden allgemeinen Versicherungsbedingungen ein Abzug vorgenommen. Der Ab-
zug beträgt bei Röntgen-Drehanoden-, Regel- und Glättungsröhren in Computertomographen Prozentsatz = 
(100 P)/(PGXY). 
Der Prozentsatz beträgt maximal 100%. 
Es bedeuten: 
P = Anzahl (einschl. Benutzung durch Vorbesitzer) der bis zum Eintritt des Schadens mit der betreffenden Röhre 
bereits vorgenommenen Abtastvorgänge (Scans) bzw. Betriebsstunden bzw. -monate, je nachdem worauf die 
Gewährleistung des Herstellers abgestellt ist. 
PG = Die vom jeweiligen Hersteller für die betreffende Röhre üblicherweise vereinbarte Gewährleistungsdauer 
(Standard-Gewährleistung) in Scans bzw. Betriebsstunden bzw. -monaten. 
X = Faktor für die Höhe der Ersatzleistung bzw. der Gutschrift, die vom jeweiligen Hersteller üblicherweise 
(Standard-Gewährleistung) für die betreffende Röhre vereinbart wird: 
a) volle Ersatzleistung/Gutschrift während der gesamten Gewährleistungsdauer: Faktor 1 
b) volle Ersatzleistung/Gutschrift für einen begrenzten Teil der Gewährleistungsdauer und anteilige 
Ersatzleistung/Gutschrift für die übrige Gewährleistungsdauer: Faktor 0,75 
c) anteilige Ersatzleistung/Gutschrift entsprechend erreichter bzw. nicht erreichter Betriebs-dauer/-leistung 
während der gesamten Gewährleistungsdauer: Faktor 0,50 
Y = Erstattungsfaktor 
a) Röntgen-Drehanodenröhren: Faktor 2 
b) Regel- und Glättungsröhren: Faktor 3 
Falls es keine Standard-Gewährleistung gibt, wird die individuell vereinbarte Regelung sinngemäß angewendet. 
b) bei allen anderen Röhren Bezeichnung der Röhren Verringerung der Entschädigung nach Benutzungsdauer 
von monatlich um 
aa) Röntgen-/Ventilröhren (nicht Medizintechnik) von 6 Monaten um 5,5 %, Laserröhren (nicht Medizintechnik) 
um 5,5 % 
bb) Röntgen-Drehanodenröhren (Medizintechnik) von 12 Monaten um 3,0 %, bei Krankenhäusern, Röntgenolo-
gen oder Radiologen Laserröhren (Medizintechnik) um 3,0 %, Kathodenstrahlröhren (CRT) in Aufzeichnungs-
einheiten von Foto-/Lichtsatzanlagen um 3,0 %, Thyratronröhren (Medizintechnik) um 3,0 %, Bildaufnahmeröh-
ren (nicht Medizintechnik) um 3,0 % 
cc) Bildwiedergaberöhren (nicht Medizintechnik) von monatlich 18 Monaten um 2,5 %, Hochfrequenzleistungs-
röhren um 2,5 % 
dd) Röntgen-Drehanodenröhren (Medizintechnik), bei Teilröntgenologen von 24 Monaten um 2,0 %, Stehano-
denröhren (Medizintechnik) um 2,0 %, Speicherröhren um 2,0 %, Fotomultiplierröhren um 2,0 %, Ventilröhren 
(Medizintechnik) um 1,5 %, Regel-/Glättungsröhren um 1,5 %, Röntgenbildverstärkerröhren um 1,5 %, Bildauf-
nahme-/Bildwiedergaberöhren (Medizintechnik) um 1,5 %, Linearbeschleunigerröhren um 1,5 %. 
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Die Benutzungsdauer wird von dem Zeitpunkt an gerechnet, zu dem der erste Besitzer die Nutzungsmöglichkeit 
hatte. Sonstige Materialkosten, Fahrt- und Montagekosten werden nach den dem Vertrag zu Grunde liegenden 
allgemeinen Versicherungsbedingungen ersetzt. 

43 Selbstbehalt 

Der gemäß den dem Vertrag zu Grunde liegenden allgemeinen Versicherungsbedingungen ermittelte Betrag 
wird je Versicherungsfall um den im Versicherungsvertrag genannten Selbstbehalt gekürzt. 

44 Selbstbehalt bei Entwendung 

Bei Schäden durch Entwendung wird der gemäß den dem Vertrag zu Grunde liegenden allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen ermittelte Betrag um den zur versicherten Position vereinbarten Selbstbehalt gekürzt. 

45 Selbstbehalt bei Unterschlagung 

Bei Schäden durch Abhandenkommen versicherter Sachen infolge von Unterschlagung wird der gemäß den 
dem Vertrag zu Grunde liegenden allgemeinen Versicherungsbedingungen ermittelte Betrag um den zur versi-
cherten Position vereinbarten Selbstbehalt gekürzt. 

46 Mehrjährigkeitsrabatt (optional, sofern beantragt) 

Steht dem Versicherer wegen eines vorzeitigen Vertragsendes nicht die Prämie für eine vereinbarte Vertrags-
laufzeit von drei Jahren zu, so entfällt rückwirkend der vereinbarte Mehrjährigkeitsrabatt in Höhe von 10%. Der 
Unterschiedsbetrag ist nachzuzahlen. Dies gilt nicht, wenn der Versicherer den Vertrag kündigt. 

47 Schadenabhängiger Sonderrabatt 

Es wird ein schadenabhängiger Sonderrabatt in Höhe von 20% gewährt. Dieser Rabatt entfällt ab nächster 
Hauptfälligkeit, wenn die Schadenquote (Anteil der ausgezahlten und reservierten Schäden an der eingezahlten 
Nettoprämie) in Höhe von 60% überschritten wird. Die Rabattgewährung erfolgt erst wieder ab der Hauptfällig-
keit, ab welcher die Schadenquote in Höhe von 60% unterschritten ist. 
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E Informationen bei allen Versicherungszweigen laut § 1 der Verordnung über Informations-
pflichten bei Versicherungsverträgen (VVG - InfoV) 

 
Risikoträger 
Die aufgrund Ihres Antrags abgeschlossenen Versicherungen sind rechtlich selbstständige, voneinander unab-
hängige Verträge. Risikoträger ist: 
Condor Allgemeine Versicherungs-Aktiengesellschaft, Admiralitätstraße 67, 20459 Hamburg 
vertreten durch den Vorstand, Vorstandsvorsitzender: Heinz-Jürgen Kallerhoff 
Handelsregister Nr. HRB 7520, Amtsgericht Hamburg, USt-IdNr. DE 118617606 
Die Hauptgeschäftstätigkeit der Condor Allgemeine Versicherungs-Aktiengesellschaft liegt im Bereich der Scha-
den- und Unfallversicherung mit Ausnahme der Rechtsschutz- und der Kreditversicherung. 
 
 
Wesentliche Merkmale der Versicherung 
Wesentliche Merkmale der von Ihnen beantragten Versicherungen wie Angaben über Art, Umfang und Beginn 
des Versicherungsschutzes und Fälligkeit unserer Leistung finden Sie im Antrag bzw. Versicherungsschein, den 
Versicherungsbedingungen sowie in diesen Verbraucherinformationen. Für das Versicherungsverhältnis gelten 
jeweils die Allgemeinen Bedingungen zur Elektronikversicherung (ABEM 2012) – Abschnitt A sowie die beson-
deren Versicherungsbedingungen, die den einzelnen Verträgen zu Grunde liegen. 
 
Beitrag, Beitragszahlung und Kosten 
Die Höhe des Beitrags einschließlich der derzeit geltenden Versicherungssteuer finden Sie im Antrag bzw. Ver-
sicherungsschein. 
Die Bestimmungen zur Zahlung und Erfüllung sowie der Zahlweise der Versicherungsbeiträge finden Sie im 
Antrag, dem Versicherungsschein und den Versicherungsbedingungen, insbesondere Punkt 3 der Allgemeinen 
Bedingungen zur Elektronikversicherung (ABEM 2012) – Abschnitt B. Eine erteilte Einzugsermächtigung gilt 
auch für Ersatzverträge. Bei Zahlungsverzug betragen die Kosten 7,50 EUR je Mahnung. 
 
Bevollmächtigung 
Die R+V Allgemeine Versicherung AG ist bevollmächtigt, die Beitragsforderungen der Condor Allgemeine Versi-
cherungs-Aktiengesellschaft im eigenen Namen geltend zu machen und die Beiträge einzuziehen. Die Vollmacht 
erstreckt sich ferner auf alle rechtsverbindlichen Erklärungen wie z. B. die Befugnis zur Vertragskündigung, zum 
Rücktritt vom Vertrag und zur Geltendmachung einer Geschäftsgebühr. 
 
Zustandekommen des Vertrags 
Vor Abgabe Ihres Antrags erhalten Sie mit diesen Verbraucherinformationen die Allgemeinen, Besonderen und 
Speziellen Versicherungsbedingungen und gegebenenfalls sonstige vertragsrelevante Informationen, sofern Sie 
hierauf nicht ausdrücklich verzichten. 
Die Aufnahme Ihres Antrags stellt Ihr Angebot zum Abschluss eines oder mehrerer Versicherungsverträge dar. 
Den Versicherungsschein (Police) erhalten Sie per Post. Mit Zugang der Police ist der Versicherungsvertrag 
geschlossen, sofern Sie Ihr Widerrufsrecht nicht ausüben. 
 
Beginn der Versicherung 
Den Beginn der Versicherung und des Versicherungsschutzes entnehmen Sie bitte dem Versicherungsschein. 
Bitte beachten Sie, dass der Beginn des Versicherungsschutzes abhängig von der rechtzeitigen Zahlung des 
Beitrags ist. 
Soweit nichts anderes vereinbart ist, besteht in der Elementarschaden- und der Betriebsschließungsversiche-
rung Versicherungsschutz erst nach Ablauf von 14 Tagen nach Versicherungsbeginn. Diese Regelung entfällt, 
soweit Versicherungsschutz bereits über einen anderen Vertrag bestanden hat und ohne zeitliche Unterbre-
chung durch den vorliegenden Antrag fortgesetzt wird. Ist dem Antragsteller bekannt, dass ein Versicherungsfall 
bereits eingetreten ist, so besteht hierfür kein Versicherungsschutz. 
 
Vorläufige Deckungszusage 
Die Deckungszusage gilt bis zur Einlösung des Versicherungsscheins/Nachtrags, längstens bis 3 Monate nach 
Antragsunterschrift. Sie erlischt rückwirkend, auch wenn der Versicherungsfall bereits eingetreten ist, falls der im 
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Versicherungsschein/Nachtrag genannte Erstbetrag nicht innerhalb von 8 Tagen gezahlt wird. Kommt der end-
gültige Versicherungsvertrag nicht zustande, hat der Versicherer Anspruch auf einen angemessenen Beitrags-
anteil. 
 
Widerrufsbelehrung 
Widerrufsrecht 
Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von zwei Wochen ohne Angabe von Gründen in Textform 
(z. B. Brief, Telefax, E-Mail) widerrufen. Die Frist beginnt, wenn Ihnen der Versicherungsschein, die Ver-
tragsbestimmungen einschließlich aller für den Vertrag maßgeblichen Versicherungsbedingungen sowie 
diese Versicherungsinformation nach § 1 VVG-InfoV und diese Belehrung zugegangen sind. Zur Wah-
rung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs. 
Der Widerruf ist zu richten an die im Deckblatt des Versicherungsscheins genannte Adresse oder an die 
Condor Allgemeine Versicherungs-Aktiengesellschaft, Admiralitätstraße 67, 20459 Hamburg, Telefax 040 
36139-100, E-Mail: condor@condor-versicherungen.de. 
Widerrufsfolgen 
Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet Ihr Versicherungsschutz und wir erstatten Ihnen den Teil Ihres 
Beitrags, der auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs entfällt. 
Den Teil Ihres Beitrags, der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfällt, können wir einbehalten, 
wenn Sie zugestimmt haben, dass der Versicherungsschutz vor Ablauf der Widerrufsfrist beginnt. Haben 
Sie eine solche Zustimmung nicht erteilt oder beginnt der Versicherungsschutz erst nach Ablauf der 
Widerrufsfrist, erstatten wir Ihnen Ihren gesamten Beitrag. Beiträge erstatten wir Ihnen unverzüglich, 
spätestens 30 Tage nach Zugang des Widerrufs. 
 
Besondere Hinweise 
Ihr Widerrufsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Vertrag von beiden Seiten auf Ihren ausdrücklichen 
Wunsch vollständig erfüllt wurde, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben. Widerrufen Sie einen 
Ersatzvertrag, so läuft Ihr ursprünglicher Versicherungsvertrag weiter. Das Widerrufsrecht besteht nicht 
bei Verträgen mit einer Laufzeit von weniger als einem Monat. 
 
Laufzeit des Vertrags 
Die Laufzeit des Vertrags entnehmen Sie bitte dem Antrag bzw. dem Versicherungsschein sowie den 
Verlängerungsbestimmungen in den Versicherungsbedingungen (Punkt 2 der Allgemeinen Bedingungen zur 
Elektronikversicherung (ABEM 2012) – Abschnitt B). 
 
Kündigungsrecht 
Die Bestimmungen zu Ihrem Kündigungsrecht finden Sie in den Versicherungsbedingungen, (Punkt 2 
der Allgemeinen Bedingungen zur Elektronikversicherung (ABEM 2012) – Abschnitt B). Weitere Kündi-
gungsmöglichkeiten entnehmen Sie bitte den besonderen Versicherungsbedingungen, die den einzel-
nen Verträgen zu Grunde liegen. 
 
Anwendbares Recht, Sprache 
Auf den Versicherungsvertrag findet ausschließlich das Recht der Bundesrepublik Deutschland Anwendung 
(Punkt 9 der Allgemeinen Bedingungen zur Elektronikversicherung (ABEM 2012) – Abschnitt B. Die Vertragsbe-
dingungen und die Vorabinformationen werden in deutscher Sprache mitgeteilt, die Kommunikation während der 
Laufzeit wird in deutscher Sprache geführt. 
 
Außergerichtliche Beschwerdestelle 
Bei Beschwerden können Sie als Verbraucher in den Fällen, die nicht Ihrer gewerblichen oder selbständigen 
Tätigkeit zuzurechnen sind (Privat- und Hundehalterhaftpflicht, privater Rechtsschutz) das außergerichtliche 
Beschwerde- und Rechtsbehelfverfahren bei dem Verein Versicherungsombudsmann e. 
V. in Anspruch nehmen. 
Anschrift lautet: Versicherungsombudsmann e. V., Postfach 080632, 10006 Berlin 
E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de 
Das Verfahren ist für Sie kostenfrei. Entscheidungen des Ombudsmanns bis zum Beschwerdewert von 
10.000 EUR sind für uns bindend. 
Unabhängig von der Inanspruchnahme einer außergerichtlichen Beschwerdestelle besteht für Sie weiterhin 
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die Möglichkeit den Rechtsweg zu beschreiten. 
Weitere Informationen finden Sie im Internet unter www.versicherungsombudsmann.de. 
 
Beschwerde bei der Aufsichtsbehörde 
Sie können sich mit einer Beschwerde auch an die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht wenden. Die 
Anschrift lautet: Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn. 
 
Schlusserklärung 
Einwilligungsklausel nach dem Bundesdatenschutzgesetz 
Ich willige ein, dass der Versicherer im erforderlichen Umfang Daten, die sich aus den Antragsunterla-
gen oder der Vertragsdurchführung (Beiträge, Versicherungsfälle, Risiko-/Vertragsänderungen) ergeben, 
an Rückversicherer zur Beurteilung des Risikos und zur Abwicklung der Rückversicherung sowie zur 
Beurteilung des Risikos und der Ansprüche an andere Versicherer und/oder an den Gesamtverband der 
Deutschen Versicherungswirtschaft (GDV) zur Weitergabe dieser Daten an andere Versicherer übermit-
telt. Diese Einwilligung gilt auch für entsprechende Prüfungen bei anderweitig beantragten (Versiche-
rungs-) Verträgen und bei künftigen Anträgen. 
Ich willige ferner ein, dass die Versicherer der R+V Versicherungsgruppe meine allgemeinen Antrags-, 
Vertrags- und Leistungsdaten in gemeinsamen Datensammlungen führen und an den/die für mich zu-
ständigen Vermittler weitergeben, soweit dies der ordnungsgemäßen Durchführung meiner Versiche-
rungsangelegenheiten dient. 
Ohne Einfluss auf den Vertrag und jederzeit widerrufbar willige ich weiter ein, dass der/die Vermittler 
meine allgemeinen Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten darüber hinaus für die Beratung und Betreu-
ung auch in sonstigen Finanzdienstleistungen nutzen darf/dürfen. 
Diese Einwilligung gilt nur, wenn ich bei Antragstellung vom Inhalt des Merkblatts zur Datenverarbeitung 
Kenntnis nehmen konnte, das mir zu dem gesetzlich für die anderen Verbraucherinformationen vorge-
sehenen Zeitpunkt - auf Wunsch auch sofort - überlassen wird. 
  

http://www.versicherungsombudsmann.de/
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F Merkblatt zur Datenverarbeitung 

 
Condor Allgemeine Versicherungs-Aktiengesellschaft- Admiralitätstraße 67 - 
20459 Hamburg, Stand Januar 2014 
 
Vorbemerkung 
Dieses Merkblatt dient dazu, Sie umfassend über die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung Ihrer personen-
bezogenen Daten zu informieren. Wir erheben, verarbeiten und nutzen Ihre personenbezogenen Daten nur 
insofern wir dazu gesetzlich berechtigt beziehungsweise verpflichtet sind. 
 
1. Information zur Verwendung Ihrer Daten 
Zur Einschätzung des zu versichernden Risikos vor Abschluss des Versicherungsvertrags und zur Abwick-
lung  des  Vertragsverhältnisses,  insbesondere  im  Leistungsfall,  benötigen  wir  Ihre personenbezogenen 
Daten. Die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung dieser Daten ist grundsätzlich gesetzlich geregelt. Die 
deutsche Versicherungswirtschaft hat sich in den Verhaltensregeln der deutschen Versicherungswirt-
schaft verpflichtet, nicht nur die datenschutzrechtlich relevanten Bestimmungen des Versicherungsver-
tragsgesetzes (VVG), des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) sowie aller weiteren maßgeblichen  Ge-
setze  streng  einzuhalten,  sondern  auch  darüber  hinaus  weitere  Maßnahmen  zur Förderung des 
Datenschutzes zu ergreifen. Erläuterungen dazu finden Sie in den Verhaltensregeln im Internet: 
http://www.ruv.de/de/datenschutz/code-of-conduct.jsp 
Ebenso können Sie dieser Internetseite das Datum entnehmen, zu welchem die Unternehmen der R+V 
Versicherungsgruppe diesen Verhaltensregeln beitreten. 
Auf Wunsch händigen wir Ihnen auch gerne einen Ausdruck dieser Verhaltensregeln aus oder schicken 
diese per Post. Bitte wenden Sie sich dafür an: R+V Versicherung, Datenschutz, Raiffeisenplatz 1, 
65189 Wiesbaden, Telefon: 0611 533-5074, E-Mail: datenschutz@ruv.de. 
 
Darüber hinaus erheben, verarbeiten und nutzen wir im Rahmen der rechtlichen Zulässigkeit Ihre Daten zum 
Zwecke der Werbung oder der Markt- oder Meinungsforschung. Dieser Nutzung Ihrer Daten können Sie 
jederzeit formlos mit Wirkung für die Zukunft widersprechen. Werbewidersprüche können Sie jederzeit auch per 
E-Mail an ruv@ruv.de richten. 
 
Daneben werden Ihre Daten im Rahmen der datenschutzrechtlichen Vorgaben ggf. auch zu anderen Zwecken 
erhoben, verarbeitet und genutzt, die nicht im direkten Zusammenhang mit dem Versicherungsvertrag stehen. 
Beispielsweise können dies sein: 
 Prüfung und Optimierung von Verfahren elektronischer Datenverarbeitung 
 Zusammenstellungen unternehmensinterner und rechtlich zulässiger unternehmensübergreifend verwen-

deter Daten 
 Allgemeine Tarifkalkulationen 
 Geltendmachung rechtlicher Ansprüche und Verteidigung bei rechtlichen Streitigkeiten 
 
2. Datenübermittlung an Dritte 
Im Rahmen des Versicherungsvertrags kann es in einigen Fällen zu einer Datenübermittlung an Dritte 
kommen. Dies können insbesondere sein: 
 
a) Rückversicherer 
Wir geben in bestimmten Fällen, z. B. bei Großrisiken oder -schäden einen Teil der durch den Versicherungs-
vertrag übernommenen Risiken an Rückversicherer weiter. Hier kann es notwendig sein, dem Rückversi-
cherer entsprechende versicherungstechnische Angaben mitzuteilen. 
 
b) Versicherungsvermittler 
Sofern Sie im Rahmen Ihrer Versicherungsangelegenheiten durch einen Vermittler betreut werden, werden 
diesem jene allgemeinen Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten mitgeteilt, die zur Beratung und Betreuung 
notwendig sind. Wenn Sie nach erfolgtem Vertragsschluss nicht mehr durch den ursprünglichen Vermittler 
betreut werden wollen, können Sie von Ihrem Widerspruchsrecht Gebrauch machen. Ein solches Wider-

http://www.ruv.de/de/datenschutz/code-of-conduct.jsp
mailto:datenschutz@ruv.de
mailto:ruv@ruv.de
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spruchsrecht besteht auch, falls der Vermittlerwechsel aus anderen Gründen erfolgen muss, z. B. Aus-
scheiden des Vermittlers. Hierüber informieren wir Sie gesondert. Wir können Ihnen in diesen Fällen bei-
spielsweise eine Betreuung durch einen anderen Vermittler anbieten. 
 
c) Datenübermittlung an andere Versicherer 
Wir möchten Sie darauf hinweisen, dass Sie als Antragsteller verpflichtet sind, uns die Fragen im Rahmen 
des Versicherungsantrags vollständig und wahrheitsgemäß zu beantworten. Im Rahmen der Risikoprüfung 
kann zur Überprüfung von Schadenfreiheitsrabatten, insbesondere der Schadenfreiheitsklassen in der Kfz- 
Haftpflichtversicherung und Vollkaskoversicherung, sowie zur Ergänzung oder Verifizierung der Angaben der 
Antragsteller oder Versicherten notwendig sein, Informationen mit einem Vorversicherer auszutauschen. Auch 
bei der Übertragung von Ansprüchen auf Altersvorsorge bei Anbieter- oder Arbeitgeberwechsel oder der 
Übertragung von Altersrückstellungen in der Krankenversicherung auf den neuen Versicherer kann ein Daten-
austausch zwischen dem Vorversicherer und seinem nachfolgenden Versicherer notwendig sein. Ferner bedarf 
es in bestimmten weiteren Fällen (bspw. Mehrfachversicherungen, gesetzlicher Forderungsübergang sowie 
bei Teilungsabkommen) eines Austauschs von personenbezogenen Daten unter den Versicherern. Dabei wer-
den Daten des Betroffenen weitergegeben, wie Name und Anschrift, Kfz- Kennzeichen,  Art  des  Versi-
cherungsschutzes  und  des  Risikos  oder  Angaben  zum  Schaden,  wie Schadenhöhe und Schadentag. 
Der Datenaustausch wird dokumentiert. 
 
Derzeit wird zwischen dem Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft e.V (GDV) und den 
Datenschutzaufsichtsbehörden auch ein möglicher Datenaustausch über eine Schadenklassendatei abge-
stimmt: Unternehmen der  Kraftfahrt-Versicherung nutzen  als  Gemeinschaftseinrichtung eine sogenannte 
Schadenklassendatei, die derzeit bei der GDV Dienstleistungs-GmbH & Co. KG, Glockengießerwall 1, 20095 
Hamburg, betrieben wird. Sie soll verhindern, dass Versicherte, die ihren Vorversicherer verschweigen, weil sie 
nach Schäden in die Schadenfreiheitsklasse M, 0 oder S einzustufen waren, tarifsystemwidrig in eine günstige-
re Schadenfreiheitsklasse eingestuft werden. 
 
Wird ein Vertrag beendet, der nach seinen Allgemeinen Bedingungen für die Kfz-Versicherung (AKB) in die 
Schadenfreiheitsklassen M, 0 oder S eingestuft ist oder einzustufen wäre, übermitteln die Unternehmen der 
Gemeinschaftseinrichtung Daten: Name und Anschrift des Versicherungsnehmers, Versicherungsschein- 
Nummer, amtliches Kennzeichen des bisher versicherten Fahrzeugs, das Beendigungs-Datum des Versiche-
rungsvertrags, die Schadenfreiheitsklasse des beendeten Vertrags sowie die Anzahl der Schäden im Melde-
jahr. 
Die Daten werden nur im Antragsfall abgefragt, wenn ein Versicherter keine Übernahme seiner Schadenfrei-
heitsklasse bzw. seines Schadenverlaufs aus dem Vertrag eines Vorversicherers beantragt. Wir benachrichti-
gen Sie über die Art der gemeldeten Daten, den Zweck der Meldung, den Datenempfänger und den möglichen 
Abruf der Daten. 
 
d) Zentrale Hinweissysteme 
Bei Prüfung eines Antrags oder Schadens kann es notwendig sein, zur Risikobeurteilung, zur weiteren Aufklä-
rung des Sachverhalts oder zur Verhinderung von Versicherungsmissbrauch Anfragen an den zuständigen 
Fachverband bzw. an andere Versicherer zu richten oder entsprechende Anfragen anderer Versicherer zu 
beantworten. Die Versicherungswirtschaft nutzt zur genaueren Risiko- und Leistungsfalleinschätzung das 
Hinweis- und Informationssystem (HIS), das derzeit die informa Insurance Risk and Fraud Prevention GmbH 
(informa IRFP) betreibt. Eine detaillierte Beschreibung des HIS finden Sie im Internet unter www.informa-irfp.de. 
 
Die Aufnahme in dieses Hinweis- und Informationssystem und dessen Nutzung erfolgt lediglich zu Zwecken, die 
mit dem System verfolgt werden dürfen, also nur soweit bestimmte Voraussetzungen erfüllt sind. Nicht alle 
Unternehmen der R+V Versicherungsgruppe nehmen am Hinweis- und Informationssystem teil. 
 
Schaden 
An  das  HIS  melden  wir  -  ebenso  wie  andere  Versicherungsunternehmen  -  erhöhte  Risiken  sowie 
Auffälligkeiten, die auf Versicherungsbetrug hindeuten könnten und daher näher geprüft werden müssen. Die 
Meldung ist bei Antragstellung oder im Schadenfall möglich und kann eine Person oder eine Sache, z. B. ein Kfz, 
betreffen. Eine Meldung zur Person ist möglich, wenn ungewöhnlich oft Schäden gemeldet werden oder z. B. 
das Schadenbild mit der Schadenschilderung nicht in Einklang zu bringen ist. Die Versicherer müssen im 

http://www.informa-irfp.de/
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Schadenfall wissen, ob ein Fahrzeug schwerwiegende oder unreparierte Vorschäden hatte oder schon einmal 
als gestohlen gemeldet wurde. Aus diesem Grund melden wir Fahrzeuge an das HIS, wenn diese einen To-
talschaden haben, gestohlen worden sind und bei Abrechnungen ohne Reparaturnachweis. Immobilien melden 
wir an das HIS, wenn wir eine ungewöhnlich hohe Schadenhäufigkeit feststellen. Sollten wir Sie, Ihre Immobilie 
oder Ihr Fahrzeug an das HIS melden, werden Sie in jedem Fall von uns darüber benachrichtigt. 
 
Bei  der  Prüfung  Ihres  Antrags  auf  Abschluss  eines  Versicherungsvertrags  oder  Regulierung  eines 
Schadens, richten wir Anfragen zur Person oder Sache (z. B. Kfz) an das HIS und speichern die Ergebnisse der 
Anfragen. Im Schadensfall kann es nach einem Hinweis durch das HIS erforderlich sein, genauere Anga-
ben zum Sachverhalt von den Versicherern, die Daten an das HIS gemeldet haben, zu erfragen. Auch diese 
Ergebnisse speichern wir, soweit sie für die Prüfung des Versicherungsfalls relevant sind. Es kann auch 
dazu kommen, dass wir Anfragen anderer Versicherer in einem späteren Leistungsfall beantworten und da-
her Auskunft über Ihren Schadenfall geben müssen. 
 
Rechtsschutz 
An das HIS melden wir – ebenso wie andere Versicherungsunternehmen – erhöhte Risiken, z. B. Verträge mit   
ungewöhnlich   häufig   gemeldeten   Rechtsschutzfällen.  Sollten   wir   Sie   an   das   HIS   melden, benach-
richtigen wir Sie darüber. Bei der Prüfung Ihres Antrags auf Abschluss eines Versicherungsvertrags richten wir 
Anfragen zur Ihrer Person an das HIS und speichern die Ergebnisse der Anfragen. Erhalten wir einen Hinweis 
auf risikoerhöhende Besonderheiten, kann es sein, dass wir von Ihnen zusätzliche Informationen zum konkre-
ten Grund der Meldung benötigen. 
 
e) Auftragnehmer und Dienstleister 
Ebenfalls  im  Internet  können  Sie  unter  http://www.ruv.de/de/datenschutz/code-of-conduct.jsp Listen  der 
Auftragnehmer und Dienstleister abrufen, zu denen nicht nur vorübergehende Geschäftsbeziehungen beste-
hen. 
 
Auf Wunsch händigen wir Ihnen gerne einen Ausdruck dieser Listen aus oder schicken diese per Post. Bitte 
wenden Sie sich dafür an: R+V Versicherung, Datenschutz, Raiffeisenplatz 1, 65189 Wiesbaden, Telefon: 
0611 533-5074, E-Mail: datenschutz@ruv.de 
 
Sofern an Dienstleister nicht lediglich „Hilfsfunktionen“ in streng weisungsgebundener Form ausgelagert 
werden, sondern Dienstleister weitergehende Tätigkeiten mit einer gewissen Eigenständigkeit erbringen, 
liegt  in  datenschutzrechtlicher Hinsicht  eine  sogenannte Funktionsübertragung vor.  Typische  Beispiele 
hierfür sind Sachverständige, Wirtschaftsprüfer oder medizinische Dienstleister im Assistance-Bereich. 
Sofern Sie geltend machen können, dass aufgrund Ihrer persönlichen Situation Ihr schutzwürdiges Interesse das 
Interesse des übermittelnden Versicherungsunternehmens überwiegt, steht Ihnen für die Datenübermittlung 
bei Funktionsübertragungen ein Widerspruchsrecht zu. Dies kann beispielsweise dann der   Fall   sein,   wenn   
im   Zusammenhang  mit   einem   zurückliegenden  Versicherungsfall  durch   ein rechtskräftiges Gerichtsur-
teil festgestellt wurde, dass ein bestimmter Sachverständiger Ihren Sachverhalt falsch begutachtet hat und 
im konkreten Fall eine Wiederholungsgefahr nicht ausgeschlossen werden kann. Es ist dagegen nicht ausrei-
chend, wenn Sie ohne Angabe besonderer Gründe keine Datenübermittlung an Dienstleister generell oder 
einen bestimmten Dienstleister wünschen. Funktionsübertragungen finden Sie in der oben genannten Dienst-
leisterliste. 
 
f)  Zentralisierte Datenverarbeitung innerhalb der R+V Versicherungsgruppe 
Innerhalb der R+V Versicherungsgruppe sind einzelne Bereiche zentralisiert, wie das Inkasso oder die Daten-
verarbeitung. So wird z. B. Ihre Adresse gegebenenfalls nur einmal gespeichert, auch wenn Sie Verträge mit 
verschiedenen Unternehmen der Gruppe abschließen. Auch Ihre Versicherungsnummer, die Art der Verträge, 
gegebenenfalls Ihr Geburtsdatum, Ihre Bankverbindung mit IBAN und BIC sowie die Mandatsreferenz (verbun-
den mit der Gläubiger-Identifikationsnummer ermöglicht diese eine eindeutige Identifizierung des Mandats) 
werden in einer zentralen Datensammlung geführt; d. h. Ihre allgemeinen Antrags-, Vertrags- und Leistungsda-
ten. 
Dabei sind so genannte Stammdaten (z. B. Name, Adresse, Kundennummer, IBAN, BIC und die Mandatsrefe-
renz, Versicherungsschein-Nummer und vergleichbare Identifikationsdaten) von allen Unternehmen der Grup-
pe einsehbar. Auf diese Weise kann eingehende Post immer richtig zugeordnet und bei telefonischen Anfragen 
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sofort der zuständige Ansprechpartner genannt werden. Auch Geldeingänge können so in Zweifelsfällen ohne 
Rückfragen korrekt verbucht werden. 
 
Die übrigen allgemeinen Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten sind dagegen nur von den zuständigen 
Unternehmen der Gruppe abfragbar. Gesundheitsdaten bleiben unter ausschließlicher Verfügung der jeweiligen 
Unternehmen. 
 
Eine Datenübermittlung kann zwischen folgenden Unternehmen der R+V Versicherungsgruppe erfol-
gen: 
R+V Versicherung AG 
R+V Allgemeine Versicherung AG R+V Direktversicherung AG 
R+V Gruppenpensionsfonds AG 
R+V Gruppenpensionsfonds-Service GmbH R+V Krankenversicherung AG 
R+V Lebensversicherung AG 
R+V Lebensversicherung a.G. 
R+V Luxembourg Lebensversicherung S.A. R+V Pensionsfonds AG 
R+V Pensionskasse AG 
R+V Pensionsversicherung a.G. 
R+V Rechtsschutz-Schadenregulierungs-GmbH R+V Service Center GmbH 
R+V Treuhand GmbH 
RUV Agenturberatungs GmbH 
Vereinigte Tierversicherung Gesellschaft a.G. KRAVAG-HOLDING Aktiengesellschaft KRAVAG-ALLGEMEINE 
Versicherungs-AG KRAVAG-LOGISTIC Versicherungs-AG 
KRAVAG-SACH Versicherung des Deutschen Kraftverkehrs VaG 
KRAVAG und SVG Assekuranz Vertriebs- und Bearbeitungszentrum GmbH KRAVAG Umweltschutz- und Si-
cherheitstechnik GmbH 
Condor Allgemeine Versicherungs-Aktiengesellschaft Condor Lebensversicherungs-Aktiengesellschaft Condor 
Beteiligungsgesellschaft mbH 
Condor Dienstleistungs-GmbH 
Unterstützungskasse der Condor-Versicherungsgesellschaften GmbH Pension Consult Beratungsgesellschaft für 
Altersvorsorge mbH Optima Pensionskasse Aktiengesellschaft 
Optima Versicherungs-Aktiengesellschaft carexpert KFZ-Sachverständigen GmbH CHEMIE Pensionsfonds AG 
compertis Beratungsgesellschaft für betriebliches Vorsorgemanagement mbH UMB Unternehmens-
Managementberatungs GmbH 
 
Die jeweils aktuelle Liste der an der zentralisierten Datenverarbeitung teilnehmenden Unternehmen können Sie 
unter http://www.ruv.de/de/datenschutz/code-of-conduct.jsp abrufen. Auf Wunsch händigen wir Ihnen gerne 
einen Ausdruck dieser Listen aus oder schicken diese per Post. Bitte wenden Sie sich dafür an: R+V Versiche-
rung, Datenschutz, Raiffeisenplatz 1, 65189 Wiesbaden, Telefon: 0611 533-5074, E-Mail: datenschutz@ruv.de 
 
3. Rechte der Betroffenen 
Über die zu Ihrer Person gespeicherten Daten können Sie Auskunft beantragen. Darüber hinaus können Sie 
die Berichtigung Ihrer Daten verlangen, wenn diese unrichtig oder unvollständig sind. Ansprüche auf Lö-
schung oder Sperrung Ihrer Daten können bestehen, wenn deren Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung 
sich als unzulässig oder nicht mehr erforderlich erweist. Diese Rechte können Sie geltend machen bei: R+V 
Versicherung, Datenschutz, Raiffeisenplatz 1, 65189 Wiesbaden, Telefon: 0611 533-5074, E-Mail: daten-
schutz@ruv.de. 
 
4. Datenerhebung ohne Mitwirkung der Betroffenen 
Soweit Sie uns in Ihrer Eigenschaft als Versicherungsnehmer personenbezogene Daten Dritter (z. B. ver-
sicherte Personen, Bezugsberechtigte, Geschädigte, Zeugen etc.) mitteilen, sind Sie verpflichtet, diese 
hierüber zu informieren. Dies gilt auch unabhängig davon, ob das Versicherungsunternehmen selbst eine 
Informationspflicht trifft. 
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G Hinweise zur vorvertraglichen Anzeigepflicht und zu Obliegenheiten 

 
1 Hinweis zu den Rechtsfolgen bei Verletzung der vorvertraglichen Anzeigepflicht (§ 19 Absatz 5 

VVG) 

 
Welche vorvertraglichen Anzeigepflichten bestehen? 
Sie sind bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklärung verpflichtet, alle Ihnen bekannten gefahrerheblichen Umstände, 
nach denen wir in Textform gefragt haben, wahrheitsgemäß und vollständig anzuzeigen. Wenn wir nach Ihrer 
Vertragserklärung, aber vor Vertragsannahme in Textform nach gefahrerheblichen Umständen fragen, sind Sie 
auch insoweit zur Anzeige verpflichtet. 
 
Welche Folgen können eintreten, wenn eine vorvertragliche Anzeigepflicht verletzt wird? 
Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes 
Verletzen Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht, können wir vom Vertrag zurücktreten. Dies gilt nicht, wenn Sie 
nachweisen, dass weder Vorsatz noch grobe Fahrlässigkeit vorliegt. Bei grob fahrlässiger Verletzung der Anzei-
gepflicht haben wir kein Rücktrittsrecht, wenn wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstän-
de, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten. 
Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. Erklären wir den Rücktritt nach Eintritt des Versiche-
rungsfalles, bleiben wir dennoch zur Leistung verpflichtet, wenn Sie nachweisen, dass der nicht oder nicht richtig 
angegebene Umstand 
- weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles 
- noch für die Feststellung oder den Umfang unserer Leistungspflicht 
ursächlich war. Unsere Leistungspflicht entfällt jedoch, wenn Sie die Anzeigepflicht arglistig verletzt haben. 
Bei einem Rücktritt steht uns der Teil des Beitrags zu, welcher der bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklä-
rung abgelaufenen Vertragszeit entspricht. 
 
Kündigung 
Können wir nicht vom Vertrag zurücktreten, weil Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht einfach fahrlässig oder 
schuldlos verletzt haben, können wir den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen. 
Unser Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Um-
stände, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten. 
 
Vertragsänderung 
Können wir nicht zurücktreten oder kündigen, weil wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Ge-
fahrumstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hatten, werden die anderen Bedingungen auf 
unser Verlangen Vertragsbestandteil. Haben Sie die Anzeigepflicht fahrlässig verletzt, werden die anderen Be-
dingungen rückwirkend Vertragsbestandteil. Haben Sie die Anzeigepflicht schuldlos verletzt, werden die ande-
ren Bedingungen erst ab der laufenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil. 
Erhöht sich durch die Vertragsänderung der Beitrag um mehr als 10 % oder schließen wir die Gefahrabsiche-
rung für den nicht angezeigten Umstand aus, können Sie den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang 
unserer Mitteilung über die Vertragsänderung fristlos kündigen. Auf dieses Recht werden wir Sie in unserer Mit-
teilung hinweisen. 
 
Ausübung unserer Rechte 
Wir können unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder Vertragsänderung nur innerhalb eines Monats 
schriftlich geltend machen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem wir von der Verletzung der Anzeige-
pflicht, die das von uns geltend gemachte Recht begründet, Kenntnis erlangen. Bei der Ausübung unserer Rech-
te haben wir die Umstände anzugeben, auf die wir unsere Erklärung stützen. Zur Begründung können wir nach-
träglich weitere Umstände angeben, wenn für diese die Frist nach Satz 1 nicht verstrichen ist. 
Wir können uns auf die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertragsänderung nicht berufen, wenn wir 
den nicht angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannten. Unsere Rechte zum Rücktritt, 
zur Kündigung und zur Vertragsänderung erlöschen mit Ablauf von fünf Jahren nach Vertragsschluss. Dies gilt 
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nicht für Versicherungsfälle, die vor Ablauf dieser Frist eingetreten sind. Die Frist beträgt zehn Jahre, wenn Sie 
die Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig verletzt haben. fort - überlassen wird. 
 
Stellvertretung durch eine andere Person 
Lassen Sie sich bei Abschluss des Vertrages durch eine andere Person vertreten, so sind bezüglich der Anzei-
gepflicht, des Rücktritts, der Kündigung, der Vertragsänderung und der Ausschlussfrist für die Ausübung unserer 
Rechte die Kenntnis und Arglist Ihres Stellvertreters als auch Ihre eigene Kenntnis und Arglist zu berücksichti-
gen. Sie können sich darauf, dass die Anzeigepflicht nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt worden ist, 
nur berufen, wenn weder Ihrem Stellvertreter noch Ihnen Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt. 
 

2 Hinweis über die Folgen bei Verletzungen von Obliegenheiten nach dem Versicherungsfall (§ 
28 Absatz 4 VVG) 

 
Auskunfts-und Aufklärungsobliegenheiten 
Aufgrund der mit Ihnen getroffenen Vereinbarungen können wir von Ihnen nach Eintritt des Versicherungsfalls 
verlangen, dass Sie uns jede Auskunft erteilen, die zur Feststellung des Versicherungsfalls oder des Umfangs 
unserer Leistungspflicht erforderlich ist (Auskunftsobliegenheit), und uns die sachgerechte Prüfung unserer Leis-
tungspflicht insoweit ermöglichen, als Sie uns alle Angaben machen, die zur Aufklärung des Tatbestands dien-
lich sind (Aufklärungsobliegenheit). Wir können ebenfalls verlangen, dass Sie uns Belege zur Verfügung stellen, 
soweit es Ihnen zugemutet werden kann. 
 
Leistungsfreiheit 
Machen Sie entgegen der Vereinbarungen vorsätzlich keine oder nicht wahrheitsgemäße Angaben oder stellen 
Sie uns vorsätzlich die verlangten Belege nicht zur Verfügung, verlieren sie Ihren Anspruch auf die Versiche-
rungsleistung. Verstoßen Sie grob fahrlässig gegen diese Obliegenheiten, verlieren Sie Ihren Anspruch zwar 
nicht vollständig, aber wir können unsere Leistung im Verhältnis zur Schwere Ihres Verschuldens kürzen. Eine 
Kürzung erfolgt nicht , wenn Sie nachweisen, dass Sie die Obliegenheit nicht grob fahrlässig verletzt haben. 
Trotz Verletzung Ihrer Obliegenheiten zur Auskunft, zur Aufklärung oder zur Beschaffung von Belegen bleiben 
wir jedoch insoweit zur Leistung verpflichtet, als Sie nachweisen, dass die vorsätzliche oder grob fahrlässige 
Obliegenheitsverletzung weder für die Feststellung des Versicherungsfalls noch für die Feststellung oder den 
Umfang unserer Leistungspflicht ursächlich war. 
Verletzen Sie die Obliegenheit zur Auskunft, zur Aufklärung oder zur Beschaffung von Belegen arglistig, werden 
wir in jedem Fall von unserer Verpflichtung zur Leistung frei. 
 
Hinweis: 
Wenn das Recht auf die vertragliche Leistung nicht Ihnen, sondern einem Dritten zusteht, ist auch dieser zur 
Auskunft, zur Aufklärung und zur Beschaffung von Belegen verpflichtet. 
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H Wichtige Informationen 

 
Vertragsgrundlagen 
Vertragsgrundlagen sind der Antrag, die gesetzlichen Bestimmungen sowie die in diesem Versicherungsschein 
aufgeführten Allgemeinen Versicherungsbedingungen und besonderen Vereinbarungen. 
 
Versicherungsdauer 
Beträgt die vereinbarte Versicherungsdauer mindestens ein Jahr, so verlängert sich der Vertrag jeweils um ein 
Jahr, wenn er nicht schriftlich gekündigt wird. Die Kündigung muss spätestens drei Monate vor dem Ablauf der 
anderen Partei zugegangen sein. 
 
Vorläufige Deckungszusage 
Eine etwa erteilte, vorläufige Deckungszusage erlischt rückwirkend, falls der im Dokument erhobene Beitrag 
nicht unverzüglich, spätestens jedoch innerhalb von 8 Tagen gezahlt wird, auch wenn der Versicherungsfall 
bereits eingetreten ist. 
 
Widerspruchsrecht gegen Werbung oder Markt- oder Meinungsforschung 
Sie können der Verarbeitung oder Nutzung Ihrer personenbezogenen Daten für Zwecke der Werbung oder der 
Markt- oder Meinungsforschung jederzeit mit Wirkung für die Zukunft widersprechen. Dieser Hinweis ist nach 
dem Bundesdatenschutzgesetz auch dann erforderlich, wenn Sie bereits widersprochen haben. 
 
Abschriften 
Der Versicherungsnehmer kann jederzeit auf seine Kosten Abschriften der Erklärungen fordern, die er bezüglich 
des Versicherungsvertrags abgegeben hat. Er hat der Gesellschaft die Kosten hierfür zu erstatten. 
 


